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1. die Feststellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2015 des Eigenbetriebes 
Stadtwirtschaftshof, 

2. den Jahresüberschuss in voller Höhe mit dem Verlustvortrag zu verrechnen und den 
verbleibenden Verlustvortrag in Höhe von 112.840,12 EUR auf neue Rechnung 
vorzutragen, 

3. die Entlastung der Betriebsleitung für das Geschäftsjahr 2015. 
 
 
 
 
Gerhard Lemm 
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Begründung: 
Nach § 31 Abs. 1 SächsEigBVO hat die Betriebsleitung zum Schluss des Geschäftsjahres einen 
aus der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrechnung und dem Anhang bestehenden Jahresabschluss 
sowie einen Lagebericht aufzustellen. 
 
Gemäß § 31 Abs. 2 SächsEigBVO ist der Jahresabschluss und der Lagebericht innerhalb von vier 
Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres aufzustellen und dem Bürgermeister vorzulegen. Der 
Bürgermeister hat diese Unterlagen unverzüglich dem mit der überörtlichen Prüfung beauftragten 
Wirtschaftsprüfer oder der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zuzuleiten. Der Jahresabschluss wurde 
am 14.04.2016 aufgestellt. 
 
Nach § 34 Abs. 1 SächsEigBVO stellt der Stadtrat den Jahresabschluss innerhalb von neun 
Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres auf der Grundlage des Berichts über die 
Jahresabschlussprüfung und der örtlichen Prüfung fest.  
 
Die mit der Jahresabschlussprüfung beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft testierte den 
Jahresabschluss mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk. Die örtliche Prüfung 
empfiehlt dem Stadtrat die Feststellung des Jahresabschlusses.  
 
Die den Beschluss begründenden Unterlagen werden wie folgt verteilt 
 

- vollständiges Exemplar des Berichtes über die Jahresabschlussprüfung des Jahresabschlusses 
zum 31.12.2015 und des Lageberichtes sowie den Prüfungsbericht der örtlichen Prüfung erhalten 

- die beschließenden Mitglieder des Technischen Ausschusses als Betriebsausschuss 
- die Fraktionsvorsitzenden der Stadtratsfraktionen 
- der Oberbürgermeister 

- den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Bestätigungsvermerk  des Abschlussprüfers 
erhalten 

- alle beratenden Mitglieder des Technischen Ausschusses 
- alle anderen Stadträte 
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A. PRÜFUNGSAUFTRAG 

Der Stadtrat der Großen Kreisstadt Radeberg hat uns, die Warth & Klein Grant Thorn-
ton AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, mit Beschluss Nr. SR091-2014 des Stadtrats 

vom 26. Februar 2014 als Abschlussprüfer für den 

Eigenbetrieb Stadtwirtschaftshof 

der Stadt Radeberg,  

Radeberg 

- im Folgenden auch „Eigenbetrieb“ oder „Stadtwirtschaftshof Radeberg“ genannt - 

gewählt. Unser mit Schreiben vom 16. Januar 2014 abgegebenes Angebot hat der Ober-
bürgermeister der Großen Kreisstadt Radeberg, Herr Gerhard Lemm, mit Schreiben vom 
3. März 2014 angenommen und uns den Auftrag erteilt, den Jahresabschluss zum 31. De-

zember 2015 unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht zu prüfen.  

Ferner sind wir beauftragt worden, im Rahmen der Berichterstattung über die Abschluss-

prüfung gesetzlich nicht vorgeschriebene, weitergehende Aufgliederungen und Erläute-
rungen zum Jahresabschluss zu erstellen. Wir haben diese ergänzenden Aufgliederungen 

und Erläuterungen unserem Prüfungsbericht als Anlage 7 beigefügt. 

Auftragsgemäß erstreckte sich die Prüfung auch auf die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit 

der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG. Die Er-
gebnisse der Prüfung sind in Anlage 8 dargestellt. 

Unsere Prüfung richtete sich nach § 32 SächsEigBVO i.V.m. § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, so wie sie in den IDW Prüfungs-

standards niedergelegt sind.  

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die 
anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

Über das Ergebnis unserer Prüfung haben wir den nachstehenden Bericht erstellt. Bei der 
Erstellung des Prüfungsberichts haben wir IDW PS 450 beachtet. 

Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im Ver-
hältnis zu Dritten, die diesem Bericht als Anlage 9 beigefügten Allgemeinen Auftragsbe-
dingungen in der Fassung vom 1. Januar 2002 vereinbart. Für die Jahresabschlussprüfung 

bestimmt sich die Höhe unserer Haftung nach § 323 Abs. 2 HGB. Für die gesetzlich nicht 
vorgeschriebenen Aufgliederungen und Erläuterungen zum Jahresabschluss sowie die 

Prüfung nach § 53 HGrG bestimmt sich unsere Haftungshöchstsumme nach Nr. 9 der 
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Allgemeinen Auftragsbedingungen. Im Verhältnis zu Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 
der Allgemeinen Auftragsbedingungen maßgebend. 
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B. GRUNDSÄTZLICHE FESTSTELLUNGEN 

 Lage des Eigenbetriebs 

Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB sind wir gehalten, in einer vorangestellten Berichterstat-
tung zur Beurteilung der Lage des Eigenbetriebs im Jahresabschluss und im Lagebericht 
durch die Betriebsleiterin Stellung zu nehmen. Dabei haben wir insbesondere auf die An-

nahme der Fortführung der Unternehmenstätigkeit und auf die Beurteilung der Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung des Eigenbetriebs einzugehen, wie sie im Jah-
resabschluss und im Lagebericht ihren Ausdruck gefunden haben, soweit die von uns 

geprüften Unterlagen eine solche Beurteilung erlauben. 

Ausgangspunkt unserer Berichterstattung ist die Lagebeurteilung durch die gesetzlichen 

Vertreter, so wie diese im Lagebericht dokumentiert ist. Die dort enthaltenen wertenden 
Aussagen haben wir auf ihre Plausibilität und Übereinstimmung mit unseren während der 

Prüfung gewonnenen Erkenntnissen untersucht. Wir haben nach den berufsständischen 
Regelungen hierbei keine eigenen Prognoserechnungen anzustellen und keine Angaben 
zur Lage anstelle der gesetzlichen Vertreter zu machen. 

Der Lagebericht der Betriebsleiterin enthält unseres Erachtens folgende Kernaussagen zur 
wirtschaftlichen Lage und zum Geschäftsverlauf einschließlich des Geschäftser-

gebnisses des Eigenbetriebs: 

1. Es wurde ein Jahresüberschuss von TEUR 37,6 erreicht. Geplant war ein Gewinn 
von TEUR 22,0. Das gegenüber dem Plan höhere Jahresergebnis ergibt sich trotz 
geringerer Umsätze insbesondere aus geringeren Aufwendungen für Material und 

Abschreibungen. 

2. Insgesamt konnten TEUR 74,6 weniger Leistungen für die Stadt Radeberg erbracht 

werden. Diese Differenz entsteht hauptsächlich durch nicht benötigte Winterdienst-
leistungen (Differenz von TEUR 154,5 zum Plan) sowie durch nicht abgeforderten 
Materialeinsatz der einzelnen Ämter. Die Leistungserbringung für das Hauptamt 

sowie den Eigenbetrieb Abwasserentsorgung lagen auch unter den Planzahlen. 

3. Die Umsätze gegenüber dem Vorjahr konnten um 11,3 % erhöht werden. Haupt-
grund für die Steigerung des Umsatzes ist die Erhöhung des Stundensatzes von 
EUR 28,55 auf EUR 33,00 zum 01. Januar 2015. 

4. Das Eigenkapital beträgt zum 31. Dezember 2015 TEUR 495,9. 

5. Das Investitionsvolumen betrug im Geschäftsjahr 2015 TEUR 37,9. 
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Diese Kernaussagen zur wirtschaftlichen Lage und zum Geschäftsverlauf des Eigenbe-
triebs sind im Lagebericht ausreichend erläutert, so dass wir wegen weiterer Einzelheiten 
auf den als Anlage 4 beigefügten Lagebericht verweisen. 

Der Lagebericht der Betriebsleiterin enthält unseres Erachtens folgende Kernaussagen zu 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung des Eigenbetriebs: 

1. Risiken werden unter anderem im baulichen Zustand des Wirtschaftsgebäudes, der 

Fahrzeughalle sowie aller anderen baulichen Anlagen auf dem Grundstück Damm-
weg 2 gesehen. Mit Beschluss SR010-2015 vom 25. März 2015 wurde der Neubau 
des Stadtwirtschaftshofes am Standort Bruno-Thum-Weg (Stadtgut) beschlossen. 

Damit wird ein notwendiger Schritt getan, um den arbeitsschutzrechtlichen und 
bautechnischen Anforderungen eines Bauhofes gerecht zu werden. 

2. Die Arbeit im Freien bei jeder Witterung sowie die physischen und vor allem im 
Verkehrsbereich und Winterdienst auch psychischen Belastungen stellen ein erhöh-

tes Risiko für Erkrankungen jeglicher Art bei den Mitarbeitern dar.  

3. Die Weiterbildung unserer Mitarbeiter sowie regelmäßige Nachschulungen zu vor-

handenen Ausbildungen werden wir weiter fortführen. Hauptaufgabe bei der Moti-
vation der Mitarbeiter bleibt eine umfassende, vorausschauende Planung und Orga-
nisation der bestehenden Arbeitsaufgaben. 

4. Die kontinuierliche Erneuerung unserer Bestandstechnik ist Hauptziel unserer In-
vestitionsplanung. Hierbei stehen Fahrzeuge, Maschinen und Geräte im Vorder-

grund, die unseren Anforderungen am besten entsprechen und auch neue Techni-
ken bei der Grünanlagenpflege zulassen. 

Diese Kernaussagen zu den Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung des Ei-
genbetriebs sind im Lagebericht ausreichend erläutert, so dass wir wegen weiterer Einzel-

heiten auf den als Anlage 4 beigefügten Lagebericht verweisen. 

Aufgrund der Beurteilung der wirtschaftlichen Lage des Eigenbetriebs, die wir aus den im 

Rahmen unserer Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes gewonnenen Er-
kenntnissen abgeleitet haben, sind wir zu der Einschätzung gelangt, dass die Lagebeurtei-
lung der Betriebsleiterin, insbesondere hinsichtlich des Fortbestands und der Chancen 

und Risiken der zukünftigen Entwicklung des Eigenbetriebs, realistisch erscheint. 
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C. GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER PRÜFUNG 

I. Gegenstand der Prüfung 

Der Eigenbetrieb Stadtwirtschaftshof Radeberg ist ein Eigenbetrieb der Großen Kreis-
stadt Radeberg. Gemäß § 32 SächsEigBVO handelt es sich um eine Pflichtprüfung. 

Gegenstand unserer Prüfung waren der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2015, beste-
hend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang, unter Einbeziehung der 
Buchführung und der Lagebericht des Eigenbetriebs Stadtwirtschaftshof der Stadt Rade-

berg für das am 31. Dezember 2015 endende Geschäftsjahr. Der Jahresabschluss und der 
Lagebericht sind nach den Rechnungslegungsvorschriften des deutschen Handelsgesetz-
buches in Verbindung mit den einschlägigen landesrechtlichen Vorschriften erstellt wor-

den. 

Der Jahresabschluss des Eigenbetriebs ist gemäß §§ 24 ff. SächsEigBVO nach den Vor-
schriften für große Kapitalgesellschaften aufgestellt worden. 

Den Jahresabschluss haben wir hinsichtlich des Nachweises der Vermögens- und Schuld-
posten sowie der Einhaltung der für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften 
des HGB zum Ansatz und zur Bewertung sowie zur Gliederung der Abschlussposten, zu 

den erforderlichen Angaben im Anhang und zur Gewinnverwendung geprüft. Darüber 
hinaus haben wir die einschlägigen Vorschriften der SächsEigBVO beachtet. Die Buch-

führung haben wir in unsere Prüfung einbezogen. 

Den Lagebericht haben wir darauf geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss sowie den bei 

der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und ob er insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt; dabei haben wir auch geprüft, ob 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dargestellt worden sind. 

Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht sowie die 
dazu vorgelegten sonstigen Unterlagen und gemachten Angaben liegen in der Verantwor-

tung der Betriebsleitung des Eigenbetriebs. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der 
von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbe-

ziehung der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 

Berufsüblich weisen wir darauf hin, dass Unterschlagungsprüfungen und andere Sonder-

prüfungen nicht Bestandteil der Pflichtprüfung sind. Dies gilt insbesondere für die Prü-
fung der Einhaltung von Vorschriften des Steuer-, Zuwendungs-, Preis-, Wettbewerbsbe-
schränkungs-, Zuwendungs-, Bewirtschaftungs- und Devisenrechts, des Sozialversiche-

rungsrechts sowie für die Angemessenheit des Versicherungsschutzes. 
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Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu den 
Aufgaben der Abschlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicherweise 
Rückwirkungen auf den Jahresabschluss oder Lagebericht ergeben. 

II. Art und Umfang der Prüfung 

Unsere Prüfung haben wir nach den in §§ 316 ff. HGB unter Beachtung der vom IDW 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. 
Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass mit hinreichender Sicher-

heit beurteilt werden kann, ob die Buchführung, der Jahresabschluss sowie der Lage-
bericht frei von wesentlichen Mängeln sind. Im Rahmen der Prüfung werden Nachweise 

für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der 
Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten 
Bilanzierungs-, Bewertungs- und Gliederungsgrundsätze und wesentlicher Einschätzun-

gen der Geschäftsführung sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unser Prüfungsurteil bildet. 

Der Prüfungsplanung und -durchführung lag ein risikoorientierter Prüfungsansatz zu-
grunde. In diesem Rahmen haben wir Art und Umfang der vorzunehmenden Prüfungs-

handlungen aus verschiedenen Faktoren abgeleitet.  

Im Rahmen des risikoorientierten Prüfungsansatzes haben wir das Risiko von wesentli-
chen falschen Angaben in der Rechnungslegung aufgrund von Unrichtigkeiten und Ver-
stößen (= Fehlerrisiko) hinsichtlich der Abbildung von Geschäftsvorfällen bzw. einzelner 

Kontensalden und Abschlussangaben beurteilt. Die Beurteilung dieser Risiken basierte 
zunächst auf einer Analyse des Unternehmensumfeldes (insb. branchenspezifische Fakto-
ren) sowie auf Auskünften der Unternehmensleitung über wesentliche Unternehmensziele 

und -strategien sowie Geschäftsrisiken (mandantenspezifische Faktoren). Ferner hatte 
unsere vorläufige Einschätzung der Lage des Eigenbetriebs sowie die grundsätzliche Beur-

teilung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems Einfluss auf die Risi-
kobeurteilung. 

Auf der Grundlage der Risikobeurteilung haben wir Prüfungsschwerpunkte festgelegt und 
das Prüfprogramm, in dem Art und Umfang der Funktionsprüfungen und der aussagebe-
zogenen Prüfungshandlungen, deren zeitliche Abfolge und der Mitarbeitereinsatz festge-

legt werden, darauf ausgerichtet. 
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Folgende Prüfungsschwerpunkte haben sich dabei ergeben: 

� Existenz der ausgewiesenen Umsatzerlöse sowie 

� Vollständigkeit und Bewertung der Rückstellungen. 

Unsere Prüfungshandlungen umfassten sowohl Systemprüfungen des internen Kontroll-
systems als auch analytische Prüfungshandlungen und Einzelfallprüfungen. Im Rahmen 

der Systemprüfung haben wir im Hinblick auf die festgelegten Prüfungsschwerpunkte 
eine Aufbau- und – soweit erforderlich – Funktionsprüfungen des internen Kontrollsys-
tems durchgeführt. Die sich hierbei ergebenden Erkenntnisse waren die Grundlage für die 

Bestimmung von Art und Umfang analytischer Prüfungshandlungen bzw. Einzelfallprü-
fungen. 

Unsere Prüfungsarbeiten führten wir in den Monaten Juni und Juli 2016 in den Ge-
schäftsräumen des Eigenbetriebs sowie in der Niederlassung unserer Gesellschaft in 
Dresden durch. 

Ausgangspunkt unserer Prüfung bildeten die aus dem vorangegangenen Wirtschaftsjahr 

übernommenen Vermögensgegenstände, Rechnungsabgrenzungsposten, Schulden und 
Kapitalkonten, die sich aufgrund des Jahresabschlusses für das Wirtschaftsjahr vom 
1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2014 ergeben haben. Der Jahresabschluss wurde 

von uns geprüft und mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen. 

Die Betriebsleitung und die von ihr benannten Auskunftspersonen haben bereitwillig alle 

Aufklärungen und Nachweise erbracht. In einer berufsüblichen Vollständigkeitserklärung 
hat uns die Betriebsleitung schriftlich bestätigt, dass in der Buchführung alle buchungs-

pflichtigen Geschäftsvorfälle erfasst wurden, dass in dem vorgelegten Jahresabschluss alle 
bilanzierungspflichtigen Vermögensgegenstände, Schulden (Verpflichtungen, Wagnisse 
etc.), Rechnungsabgrenzungsposten und Sonderposten berücksichtigt wurden, sämtliche 

Aufwendungen und Erträge enthalten sind und alle erforderlichen Angaben gemacht 
worden sind sowie dass der Lagebericht hinsichtlich erwarteter Entwicklungen alle für die 
Beurteilung der Lage des Eigenbetriebs wesentlichen Gesichtspunkte und die nach 

§ 289 HGB erforderlichen Angaben enthält. 



 

- 8 - 

 

D. FESTSTELLUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

Die Bücher des Eigenbetriebs sind ordnungsmäßig geführt. Die Buchführung und die 
weiteren geprüften Unterlagen entsprechen nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse im gesamten Wirtschaftsjahr den gesetzlichen Vor-

schriften sowie den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung. Die aus den weiteren 
von uns geprüften Unterlagen entnommenen Informationen führen aufgrund unserer 
Stichprobenprüfung zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung, Jahresab-

schluss und Lagebericht. 

Der uns vorgelegte Jahresabschluss des Eigenbetriebs zum 31. Dezember 2015, bestehend 

aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang, entspricht nach unserer Beurtei-
lung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse den deutschen handels-

rechtlichen Vorschriften unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und den ergänzenden Vorschriften der SächsEigBVO. 

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung sind ordnungsmäßig aus der Buchfüh-
rung und den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Die für große Kapitalgesellschaf-
ten geltenden Ausweis-, Ansatz- und Bewertungsvorschriften wurden beachtet. 

Der Anhang zum 31. Dezember 2015 ist als Anlage 3 wiedergegeben. Er entspricht den 

gesetzlichen Erfordernissen. Die Angaben und Vermerke zu den einzelnen Positionen des 
Jahresabschlusses und die sonstigen Angaben sind richtig und vollständig enthalten.  

Der Lagebericht des Stadtwirtschaftshofs Radeberg für das Geschäftsjahr 2015 enthält 
nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse die 
erforderlichen Bestandteile gemäß § 289 HGB. Im Einzelnen stellen wir zu dem in Anlage 

4 wiedergegebenen Lagebericht folgendes fest: 

� Der Geschäftsverlauf (einschließlich des Geschäftsergebnisses) und die Lage des 

Eigenbetriebs sind nach dem Ergebnis unserer Prüfung zutreffend dargestellt; der 
Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss und den bei unserer Prü-

fung gewonnenen Erkenntnissen. Der Lagebericht vermittelt insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs. 

� Unsere Prüfung nach § 317 Abs. 2 Satz 2 HGB hat zu dem Ergebnis geführt, dass 
im Lagebericht die wesentlichen Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dargestellt sind und die Angaben nach § 289 Abs. 2 HGB vollständig 

und zutreffend sind. 
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Im Übrigen verweisen wir auf unsere Ausführungen zur Lagebeurteilung durch die gesetz-
lichen Vertreter unter Abschnitt B. 

II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

1. Wirtschaftliche Grundlagen 

Der Eigenbetrieb ist in erster Linie Dienstleistungsbetrieb für die Große Kreisstadt Rade-
berg. 

Zweck des Eigenbetriebs ist die dauerhafte und unmittelbare Durchführung von Dienst-
leistungen für die Große Kreisstadt Radeberg, wie Grünflächenpflege, Winterdienst, Pfle-

ge von Biotopen, Ausbesserung von Kleinschäden an Gemeindestraßen, Papierkorbent-
leerung, Unterhaltung von Buswartehäuschen und Straßennamenschildern sowie Haus-
meistertätigkeiten u. ä. Arbeiten. 

Der Eigenbetrieb kann alle seinen Betriebszweck fördernde oder ihn wirtschaftlich berüh-
renden Geschäfte betreiben. Darüber hinaus können Dienstleistungen sowie Aufgaben 

für Dritte angeboten werden. 

2. Feststellung zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2015, bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung und Anhang, vermittelt nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-

fung gewonnenen Erkenntnisse insgesamt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs. 

3. Bewertungsgrundlagen und sachverhaltsgestaltende Maßnahmen 

Zur Darstellung der Bewertungsgrundlagen wird auf den als Anlage 3 beigefügten Anhang 
verwiesen. Berichtspflichtige sachverhaltsgestaltende Maßnahmen lagen nach unserer Be-

urteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse nicht vor. 

Der Eigenbetrieb hat gegenüber dem Vorjahr die auf die Posten des Jahresabschlusses 

angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden beibehalten. Demzufolge sind 
Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechte in Kontinuität zum Vorjahr nicht neu ausgeübt 
worden.  
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4. Aufgliederungen und Erläuterungen zur Kommentierung der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage 

a) Ertragslage 

Der Analyse der Ertragslage ist eine aus der Gewinn- und Verlustrechnung unter be-
triebswirtschaftlichen Gesichtspunkten abgeleitete Ergebnisrechnung vorangestellt. 

2015 2014 Veränderung

TEUR % TEUR % TEUR

Gesamtleistung 1.001,9 100,0 899,9 100,0 102,0+        

sonstige betriebliche Erträge 20,1 2,0 19,8 2,2 0,3+            

Summe betriebliche Erträge 1.022,0 102,0 919,7 102,2 102,3+        

Materialaufwand 78,2 7,8 68,8 7,6 9,4+            

Personalaufwand 687,1 68,6 675,3 75,0 11,8+          

Abschreibungen 38,9 3,9 45,5 5,1 6,6-             

178,9 17,9 182,6 20,3 3,7-             

Summe betriebliche Aufwendungen 983,1 98,2 972,2 108,0 10,9+          

Betriebsergebnis 38,9+      3,8+        52,5-       5,8-         91,4+          

Finanzergebnis 0,1+        0,0          0,3+        0,0          0,2-             

Neutrales Ergebnis 1,4-         0,1-         98,3-       10,9-       96,9+          

Jahresüberschuss (V j. Jahresfehlbetrag) 37,6+      3,7+        150,5-     16,7-       188,1+        

sonstige betriebliche Aufwendungen  (inkl. 

sonstige Steuern)

 
 

Die Steigerung der Gesamtleistung um TEUR 102,0 resultiert vor allem aus zusätzlichen 
Leistungen an die Stadt Radeberg im Bereich Grünflächenpflege sowie aus der Erhöhung 
der abgerechneten Stundensätze. 

Die Steigerung des Personalaufwandes begründet sich durch planmäßige Tarifsteigerun-
gen im Berichtsjahr. 
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Das Jahresergebnis 2015 wurde im Berichtszeitraum durch neutrale, nicht dem operativen 
Betriebsergebnis zuzurechnende Vorgänge beeinflusst. Es ergibt sich folgendes neutrales 

Ergebnis im Vergleich zum Vorjahr: 

2015 2014

TEUR TEUR

Neutrale Erträge

Erträge aus der Auflösung von sonstigen Rückstellungen 0,7 0,1

Periodenfremde Erträge 0,0 0,4

0,7 0,5

Neutrale Aufwendungen

Periodenfremde Aufwendungen 2,1 2,3

Außerplanmäßige Abschreibungen 0,0 96,5

2,1 98,8

Saldo = Aufwand 1,4-             98,3-           
 

Die außerplanmäßigen Abschreibungen im Vorjahr betrafen den Waschplatz, da dieser 
aufgrund des Fundes von teerhaltigen Schadstoffen im Untergrund des Betriebsgeländes 

und den daraus erwarteten Kostensteigerungen nicht fertiggestellt worden war. 

Diesem Bericht ist als Anlage 7 eine ausführliche Darstellung aller Posten des 

Jahresabschlusses beigefügt. Zu weiteren Erläuterungen der einzelnen Posten verweisen 
wir auf diese Anlage. 
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b) Vermögenslage 

In der nachfolgenden Bilanzübersicht sind die einzelnen Posten nach wirtschaftlichen und 
finanziellen Gesichtspunkten zusammengefasst: 

31.12.2015 31.12.2014 Veränderung

TEUR % TEUR % TEUR

Aktiva

Anlagevermögen
Sachanlagen 444,3 83,0 445,3 88,6 1,0-             

444,3 83,0 445,3 88,6 1,0-             

Umlaufvermögen
Vorräte 18,1 3,4 16,8 3,3 1,3+            

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 21,3 4,0 39,8 7,9 18,5-           

Sonstige Vermögensgegenstände 0,4 0,1 0,3 0,1 0,1+            

Liquide Mittel 51,0 9,5 0,1 0,1 50,9+          

90,8 17,0 57,0 11,4 33,8+          

535,1 100,0 502,3 100,0 32,8+          

Passiva

Eigenkapital
Gezeichnetes Kapital 608,7 113,8 608,7 121,2 0,0               

Verlustvortrag 150,5-     28,1-     0,0 0,0 150,5-         

Jahresergebnis 37,6+      7,0+      150,5-     30,0-      188,1+        

495,8 92,7 458,2 91,2 37,6+          

Mittelfristiges Fremdkapital
Sonstige Rückstellungen 1,3 0,2 1,3 0,3 0,0               

Kurzfristiges Fremdkapital
Sonstige Rückstellungen 22,1 4,1 24,4 4,9 2,3-              

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 0,0 0,0 1,7 0,3 1,7-             

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 7,4 1,4 5,5 1,1 1,9+            

Sonstige Verbindlichkeiten 8,5 1,6 11,2 2,2 2,7-              

38,0 7,1 42,8 8,5 4,8-              

535,1 100,0 502,3 100,0 32,8+           
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Das Working-Capital (Umlaufvermögen abzüglich kurzfristigem Fremdkapital) weist ei-
nen Betrag von TEUR 52,8 (i.Vj.: TEUR 14,2) aus. Das kurzfristig gebundene Vermögen 
deckt somit die kurzfristigen Verbindlichkeiten des Eigenbetriebs zum 31. Dezember 

2015 ab.  

Die Entwicklung des Anlagevermögens im Berichtsjahr ist aus dem als Anlage 3.2 beige-

fügten Anlagespiegel ersichtlich.  

Der Anteil des Anlagevermögens am Gesamtvermögen (Anlagenintensität) ist von 
88,6 % im Vorjahr auf 83,0 % gesunken. Das langfristig gebundene Vermögen ist 

vollständig durch das langfristige Kapital (Eigenkapital) gedeckt.  

Bei einer um TEUR 32,8 gestiegenen Bilanzsumme hat sich die Eigenkapitalquote von 

91,2 % im Vorjahr auf 92,7 % zum Bilanzstichtag erhöht. Die Erhöhung des 
Eigenkapitals um TEUR 37,6 auf TEUR 495,8 im Vergleich zum Vorjahr betrifft in voller 
Höhe den Jahresüberschuss 2015. 

Diesem Bericht ist als Anlage 7 eine ausführliche Darstellung aller Posten des 

Jahresabschlusses beigefügt. Zu weiteren Erläuterungen der einzelnen Posten verweisen 
wir auf diese Anlage. 
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c) Finanzlage 

Über die Liquiditätssituation und die finanzielle Entwicklung gibt folgende Finanzierungs-
rechnung Aufschluss: 

2015 2014

TEUR *) TEUR *)

Jahresergebnis 37,6+         150,5-        

Abschreibungen auf das Anlagevermögen 38,9+         142,0+      

Cash-flow nach DVFA/SG 76,5+         8,5-            

Veränderung der

sonstigen Rückstellungen 2,3-            3,8+           

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 18,5+        5,2-            

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 1,9+          8,2-            

sonstigen betrieblichen Aktiva 1,4-            9,1+          

sonstigen betrieblichen Passiva 2,7-            3,2+           

Cash-flow aus Asset-Management 14,0+        2,7+           

Cash-flow aus der Geschäftstätigkeit 90,5+         5,8-            

Auszahlungen für Investitionen in Sachanlagen 37,9-          59,5-          

Cash-flow aus der Investitionstätigkeit 37,9-          59,5-          

Veränderung des Finanzmittelfonds 52,6+         65,3-          

*) + = Mittelherkunft

- = Mittelverwendung
 

Der Finanzmittelfonds besteht zum 31. Dezember 2015 aus dem Kassenbestand in Höhe 

von TEUR 0,1 sowie Bankguthaben in Höhe von TEUR 50,9.  
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E. FESTSTELLUNGEN AUS ERWEITERUNGEN DES PRÜFUNGSAUFTRAGS 

Die in dem IDW Prüfungsstandard IDW PS 720 geforderten Angaben zur auftragsgemäß 
durchgeführten Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Betriebsleitung und der wirtschaftli-

chen Verhältnisse haben wir in Anlage 8 zusammengestellt. 

Nach unserer Beurteilung wurden die Geschäfte mit der erforderlichen Sorgfalt und in 

Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrechtlichen Vorschriften und den Sat-
zungsbestimmungen geführt. 

Unsere Prüfung hat keine Anhaltspunkte ergeben, die nach unserer Auffassung Zweifel 
an der Ordnungsmäßigkeit der Betriebsleitung begründen könnten. 
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F. WIEDERGABE DES BESTÄTIGUNGSVERMERKS 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung sind keine Einwendungen zu dem 
als Anlage 1 bis 3 wiedergegebenen Jahresabschluss zum 31. Dezember 2015 und dem als 

Anlage 4 wiedergegebenen Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2015 des Eigenbetriebs 
Stadtwirtschaftshof der Stadt Radeberg zu machen. Wir haben daher den gesetzlichen 
Bestätigungsvermerk gemäß § 322 HGB erteilt, der nachfolgend wiedergegeben wird: 

„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung 
sowie Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des Eigenbe-

triebs Stadtwirtschaftshof der Stadt Radeberg für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2015 
bis 31. Dezember 2015 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresab-
schluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, den ergän-

zenden landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung 
liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung des Eigenbetriebs. Unsere Aufgabe ist es, 

auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 32 Abs. 1 und 2 
SächsEigBVO unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell-
ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach 

ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Ver-

mögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit 
erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 

die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Eigenbe-
triebs sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prü-
fung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 

sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht 
überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurtei-
lung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der 

Betriebsleitung sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 

Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.  



W arth & Klein 

G rant Thornton zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse ent­ 

spricht der Jahresabschluss des Eigenbetriebs Stadtwirtschaftshof der Stadt Radeberg für 

das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2015 bis 31. Dezember 2015 den handelsrechtliehen 

Vorschriften, den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Best­ 

irnmungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem 

Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbe­ 

triebs und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar." 

Dresden, den 8. Juli 2016 

Warth zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA& I<lein Grant Thornton AG 

Wirtschaftsprüfer 

Bei Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses und/ oder des Lageberichts in einer von der bestätigten Fassung abwei­ 

chenden Form (einschließlich der Übersetzung in andere Sprachen) bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei 

unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird. 
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Anlage 1

Blatt    1

Eigenbetrieb Stadtwirtschaftshof

Radeberg

Bilanz zum 31. Dezember 2015

A K T I V A 31.12.2015 31.12.2014

EUR EUR EUR

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche 

Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte 

sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 2,00 2,00

II. Sachanlagen

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten 254.083,59 259.645,59

einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken

2. andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 190.220,71 185.611,71

444.304,30 445.257,30

444.306,30 445.259,30

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 18.144,15 16.794,23

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 21.285,81 39.827,52

2. sonstige Vermögensgegenstände 374,69 301,27

21.660,50 40.128,79

III. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 50.977,31 111,05

90.781,96 57.034,07

535.088,26 502.293,37



Anlage 1

Blatt    2

Eigenbetrieb Stadtwirtschaftshof

Radeberg

Bilanz zum 31. Dezember 2015

P A S S I V A 31.12.2015 31.12.2014

EUR EUR EUR

A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 608.739,75 608.739,75

II. Verlustvortrag -150.479,84 0,00

III. Jahresüberschuss (Vj. Jahresfehlbetrag) 37.639,72 -150.479,84

495.899,63 458.259,91

B. Rückstellungen

sonstige Rückstellungen 23.423,39 25.696,00

C. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 0,00 1.740,14

- davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr:

EUR 0,00 (Vj.: EUR 1.740,14)

2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 7.306,79 5.423,40

- davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr:

EUR 7.306,79 (Vj.: EUR 5.423,40)

3. sonstige Verbindlichkeiten 8.458,45 11.173,92

- davon aus Steuern:

EUR 7.518,10 (Vj.: EUR 11.173,92)

- davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr:

EUR 8.458,45 (Vj.: EUR 11.173,92)

15.765,24 18.337,46

535.088,26 502.293,37



Anlage 2

Eigenbetrieb Stadtwirtschaftshof

Radeberg

Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 2015

01.01. - 31.12.2014

EUR EUR EUR

1. Umsatzerlöse 1.001.894,32 899.860,89

2. Gesamtleistung 1.001.894,32 899.860,89

3. sonstige betriebliche Erträge

a) ordentliche betriebliche Erträge

sonstige ordentliche Erträge 19.601,37 19.782,82

b) Erträge aus der Herabsetzung der Pauschalwertberichtigung zu

Forderungen 187,30 0,00

c) Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 697,99 104,43

d) sonstige Erträge im Rahmen der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 291,18 372,59

20.777,84 20.259,84

4. Materialaufwand 

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für bezogene

Waren 60.905,40 53.105,06

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 17.258,53 15.693,44

78.163,93 68.798,50

5. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 557.604,79 549.115,67

b) soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung 129.504,18 126.165,62

687.108,97 675.281,29

6. Abschreibungen auf immaterielle Vermögens-

gegenstände des Anlagevermögens und Sachanlagen 38.886,78 141.998,39

7. sonstige betriebliche Aufwendungen

a) ordentliche betriebliche Aufwendungen

aa) Raumkosten 13.569,54 17.358,81

ab) Versicherungen, Beiträge und Abgaben 2.324,94 2.263,45

ac) Reparaturen und Instandhaltungen 13.872,30 20.539,10

ad) Fahrzeugkosten 61.246,75 53.144,70

ae) Werbe- und Reisekosten 216,61 164,40

af) Kosten der Warenabgabe 3.478,31 964,04

ag) verschiedene betriebliche Kosten 81.549,19 86.108,46

b) Verluste aus dem Abgang von Gegenständen des Anlagevermögens 0,00 10,02

c) Verluste aus Wertminderungen oder aus dem Abgang von 

Gegenständen des Umlaufvermögens und Einstellungen in die 

Wertberichtigung zu Forderungen 566,52 52,58

d) sonstige Aufwendungen im Rahmen der gewöhnlichen 

Geschäftstätigkeit 2.104,27 2.273,31

178.928,43 182.878,87

8. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 86,04 324,08

9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 20,24 0,17

10. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 39.649,85 -148.512,41

11. sonstige Steuern 2.010,13 1.967,43

12. Jahresüberschuss (Vj.: Jahresfehlbetrag) 37.639,72 -150.479,84

01.01. - 31.12.2015
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Eigenbetrieb Stadtwirtschaftshof der Großen Kreisstadt Radeberg 

 

Anhang 

für das Geschäftsjahr 

2015 

 

 

I. GESETZLICHE GRUNDLAGEN FÜR DIE AUFSTELLUNG DES 

 JAHRESABSCHLUSSES 

 

Der vorliegende Jahresabschluss ist gemäß § 95a der Sächsischen Gemeindeordnung 

(SächsGemO) in Verbindung mit der Sächsischen Eigenbetriebsverordnung (SächsEigBVO) 

vom 16.12.2013 sowie nach den Vorschriften für große Kapitalgesellschaften gemäß 

§§ 264 ff. HGB aufgestellt worden. 

 

Die Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches (§§ 238 ff.) wurden ange-

wandt, soweit sich aus der Sächsischen Eigenbetriebsverordnung (SächsEigBVO) vom 

16.12.2013 nichts anderes ergibt. 

 

 

II. GLIEDERUNG DER BILANZ UND DER GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 

 

Die Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgte nach den Bestim-

mungen der SächsEigBVO vom 16.12.2013. 

 

 

III. BILANZIERUNGS- UND BEWERTUNGSGRUNDSÄTZE 

 

Bei der Aufstellung der Bilanz wurden die Vorschriften der SächsEigBVO vom 16.12.2013 

beachtet, ebenso die handelsrechtlichen Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften. 

 

Die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind bei den jeweiligen Bilanz-

positionen erläutert. 

 



Anlage 3.1 

Blatt 2 

 
Die Bewertung der entgeltlich erworbenen immateriellen Vermögensgegenstände erfolgte 

mit den Anschaffungskosten abzüglich kumulierter Abschreibungen. 

 

Die Bewertung der Sachanlagen erfolgte mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten 

vermindert um planmäßige Abschreibungen. 

 

Eigentümerin der in der Bilanz ausgewiesenen Grundstücke ist nach den uns vorgelegten 

Grundbuchauszügen die Große Kreisstadt Radeberg. 

 

Von dem Flurstück Nr. 1494/8 (vormals 1494/6) mit einer Fläche von 4.071 m², bebaut mit 

einer Reparaturhalle und einem Büro- und Sozialgebäude, wurde gemäß Vertrag vom 

15.02.2002 (Notar Dr. jur. Edwin Braun, Radeberg, URNr. 178/2002) eine Teilfläche von 

3.680 m² mit einem Erbbaurecht belastet. Die Dauer des Erbbaurechts beträgt 33 Jahre, 

gerechnet vom Tag der Eintragung im Grundbuch an. Die Besitzübergabe zur Ausübung des 

Erbbaurechts ist zum 01.01.2002, 0.00 Uhr, erfolgt.   

 

Geringwertige Wirtschaftsgüter wurden gemäß § 6 Abs. 2 EStG im Jahr des Zugangs so-

fort abgeschrieben. 

 

Bewegliche Wirtschaftsgüter mit Anschaffungs- oder Herstellungskosten von mehr 

als 150 € bis zu 1.000 € wurden in den Vorjahren gemäß § 6 Abs. 2a EStG in einen jahr-

gangsbezogenen Sammelposten eingestellt. Der Sammelposten wird über einen Zeitraum 

von 5 Jahren gleichmäßig verteilt gewinnmindernd aufgelöst.  

 

Vorräte wurden mit den Anschaffungskosten angesetzt. 

 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände wurden zum Nennwert vermindert 

um Wertberichtigungsposten und unter Beachtung des Niederstwertprinzips angesetzt. 

 

Flüssige Mittel wurden zu Nominalwerten angesetzt. 

 

Bei der Bemessung der Rückstellungen wurde allen erkennbaren Risiken angemessen und 

ausreichend Rechnung getragen. 

 

Verbindlichkeiten wurden zum Erfüllungsbetrag angesetzt. 
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IV. ERLÄUTERUNGEN ZUR BILANZ 

 

Die Aufgliederung und die Bewegungen des Anlagevermögens sind dem Anlagennachweis 

in der Anlage 3.2 zu entnehmen. 

 

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen mit einer Restlaufzeit von mehr als 

einem Jahr betragen 0,00 € (Vorjahr: 0,00 €). 

 

Die sonstigen Vermögensgegenstände betreffen: 
 
 31.12.2015 Vorjahr 

 € € 
   
Kaution 250,00 250,00 
Überzahlung soziale Abgaben 79,10 0,00 
Forderung aus Schrottverkauf 37,45 0,00 
Überzahlung Beiträge ZVK 8,14 0,00 
debitorische Kreditoren 0,00 51,27 
 
 

 
374,69 

 
301,27 

 

Das Eigenkapital entwickelt sich wie folgt: 
 
 31.12.2015 Vorjahr 
 € € 
   
Gezeichnetes Kapital 608.739,75 608.739,75 
Jahresüberschuss (Vorjahr Jahresfehlbetrag)  37.639,72 -150.479,84 
Gewinnvortrag -150.479,84 0,00 
 

495.899,63 
 

458.259,91 
 

Das Gezeichnete Kapital (Stammkapital) wurde bei der Gründung des Eigenbetriebs zum 

01.02.1998 nach § 9 Abs. 2 der Betriebssatzung in Höhe des Wertes der übertragenen 

Sachanlagen ausgewiesen. Veränderungen sind im Berichtszeitraum nicht erfolgt. 

 

Der Jahresüberschuss wurde nach dem handelsrechtlichen Gesamtkostenverfahren  

(§ 275 Abs. 2 HGB) berechnet. Der Ausweis stimmt mit der Gewinn- und Verlustrechnung 

(Anlage 2) überein. 

 

Über die Verwendung des Jahresüberschusses des Berichtsjahres muss der Stadtrat der 

Großen Kreisstadt Radeberg noch beschließen. 
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Die sonstigen Rückstellungen entwickeln sich wie folgt: 
 
  

01.01.2015 
Inanspruch-

nahme 
 

Auflösung 
 

Zuführung 
 

31.12.2015 
 € € € € € 

      
Personalbereich:      
• ausstehender Urlaub 5.105,00 5.105,00 0,00 7.079,68 7.079,68 
• Überstunden 4.835,00 4.835,00 0,00 1.007,71 1.007,71 
• Jubiläumszuwendungen 1.286,00 0,00 0,00 0,00 1.286,00 
• Berufsgenossenschaft 420,00 91,83 328,17 100,00 100,00 
 11.646,00 10.031,83 328,17 8.187,39 9.473,39 
      
übrige:      
• Abschlusskosten 6.440,00 6.309,98 130,02 6.440,00 6.440,00 
• Prüfungskosten 4.960,00 4.829,98 130,02 4.960,00 4.960,00 
• Aufbewahrungspflichten 1.450,00 0,00 0,00 0,00 1.450,00 
• ausstehende Eingangsrechnungen 1.200,00 1.090,22 109,78 1.100,00 1.100,00 
 14.050,00 12.230,18 369,82 12.500,00 13.950,00 
  

25.696,00 
 

22.262,01 
 

697,99 
 

20.687,39 
 

23.423,39 

 

Sämtliche Verbindlichkeiten haben eine Restlaufzeit bis zu einem Jahr. 
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V. ANGABEN ZUR GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 

 

Die Gewinn- und Verlustrechnung ist nach dem handelsrechtlichen Gesamtkostenverfahren 

(§ 275 Abs. 2 HGB) aufgestellt worden. 

 

Die Umsatzerlöse betreffen: 
 
 2015 Vorjahr 

 € € 
   
Leistungen an die Stadt Radeberg 987.673,87 882.284,79 
Leistungen an fremde Dritte 14.220,45 17.576,10 
 
 

 
1.001.894,32 

 
899.860,89 

 

Die sonstigen betrieblichen Erträge betreffen: 
 
 2015 Vorjahr 
 € € 

   
ordentliche Erträge 19.601,37 19.782,82 
neutrale Erträge 1.176,47 477,02 

 
 

 
20.777,84 

 
20.259,84 

 
 
Die Abschreibungen betreffen: 
 
 2015 Vorjahr 
 € € 
   
planmäßige Abschreibungen auf Sachanlagen 10.506,74 10.319,77 
planmäßige Abschreibungen auf Gebäude 5.562,00 8.053,00 
planmäßige Abschreibungen auf Kfz 20.623,26 26.923,33 
außerplanmäßige Abschreibungen auf Sachanlagen 0,00 96.526,15 
Sofortabschreibung GWG 2.194,78 176,14 
  

38.886,78 
 

141.998,39 

 
Hinweis auf Anlage A 3.2 (Anlagennachweis). 
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Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen betreffen: 
 
 2015 Vorjahr 

 € € 
   
ordentliche Aufwendungen 176.257,64 180.542,96 
neutrale Aufwendungen 2.670,79 2.335,91 
  

178.928,43 
 

182.878,87 

 
 
VI. SONSTIGE ANGABEN 

 

Zum Bilanzstichtag bestanden keine Haftungsverhältnisse nach § 251 HGB. 

 

Die finanziellen Verpflichtungen aus Miet- und Leasingverträgen betrugen: 
 
 2015 Vorjahr 

 € € 
   
Mieten für Geräte und Einrichtungen Bauamt 26.910,78 19.034,60 
Mietleasing bewegliche Wirtschaftsgüter 18.869,76 33.374,51 
Mieten für Garage  150,00  300,00 
  

45.930,54 
 

52.709,11 

 

Die finanziellen Verpflichtungen aus Miet- und Leasingverträgen für 2016 betragen 43,0 T€. 

 

Im Jahresdurchschnitt waren 17 Arbeitnehmer (Vorjahr: 17) beschäftigt.  
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Der Technische Ausschuss als Betriebsausschuss setzte sich im Berichtsjahr wie folgt 

zusammen: 

 
Name Tätigkeit Mitglied in 2015

Herr Gerhard Lemm Oberbürgermeister 01.01. - 31.12.2015  MG

Herr Gerd Erbes Kühlanlagebaumeister 01.01. - 31.12.2015  MG

Herr Rolf Daephne Flugzeugmechaniker 01.01. - 31.12.2015  MG

Herr Detlev Dauphin Architekt 01.01. - 31.12.2015  MG

Herr Roland Schmidt Bauunternehmer 01.01. - 31.12.2015  MG

Herr Frank Höhme Berufsfeuerwehrmann 01.01. - 31.12.2015  MG

Herr Siegfried Hennig Rentner 01.01. - 31.12.2015  MG

Herr Thomas Lück Klempnermeister 01.01. - 31.12.2015  MG

Herr Prof. Dr. Andreas Hänsel Ingenieur 01.01. - 31.12.2015  SV

Herr Frank-Peter Wieth Jurist 01.01. - 31.12.2015  SV

Herr Gabor Kühnapfel Diplomingenieur 01.01. - 31.12.2015  SV

Herr Frank Schörnig Leiter der Rettungswache 01.01. - 31.12.2015  SV

Herr Ronny König Schichtleiter 01.01. - 31.12.2015  SV

Herr Wolfgang Seifert Versicherungskaufmann 01.01. - 31.12.2015  SV

Herr Harry Hauck Ortsvorsteher 01.01. - 31.12.2015  SV

MG = Mitglied

SV = Stellvertreter  

 
Betriebsleiterin des Eigenbetriebes im Jahr 2015 war Frau Nötzoldt. Die Gesamtbezüge der 

Betriebsleiterin betrugen im Jahr 2015 50.497,60 €. 

 

 

Radeberg, den 8. Juli 2016 

 

 

 

   

Frau Nötzoldt 

(Betriebsleiterin) 

 



Anlage 3.2

Eigenbetrieb Stadtwirtschaftshof

Radeberg

Entwicklung des Anlagevermögens 2015

Anschaffungs- und Herstellungskosten Abschreibungen Buchwerte

Stand Zugänge Abgänge Stand Stand Zugänge Abgänge Stand Stand Stand

01.01.2015 2015 2015 31.12.2015 01.01.2015 2015 2015 31.12.2015 31.12.2015 01.01.2015

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Entgeltlich erworbene gewerbliche Schutzrechte 

und ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen 

an solchen Rechten und Werten 6.115,12 0,00 0,00 6.115,12 6.113,12 0,00 0,00 6.113,12 2,00 2,00

II. Sachanlagen

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten

einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken 865.026,12 0,00 0,00 865.026,12 605.380,53 5.562,00 0,00 610.942,53 254.083,59 259.645,59

2. Technische Anlagen und Maschinen 96.526,15 0,00 0,00 96.526,15 96.526,15 0,00 0,00 96.526,15 0,00 0,00

3. andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 522.683,55 37.933,78 176,14 560.441,19 337.071,84 33.324,78 176,14 370.220,48 190.220,71 185.611,71

1.484.235,82 37.933,78 176,14 1.521.993,46 1.038.978,52 38.886,78 176,14 1.077.689,16 444.304,30 445.257,30

1.490.350,94 37.933,78 176,14 1.528.108,58 1.045.091,64 38.886,78 176,14 1.083.802,28 444.306,30 445.259,30
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Eigenbetrieb Stadtwirtschaftshof der Großen Kreisstadt Radeberg 

 
 

Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2015 

 
Nach § 31 der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über kommunale 
Eigenbetriebe im Freistaat Sachsen (Sächsische Eigenbetriebsverordnung – SächsEigBVO) hat die 
Betriebsleitung zum Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres neben der Bilanz, der Gewinn- und 
Verlustrechnung und dem Anhang einen Lagebericht aufzustellen. Der Inhalt hat den Festlegungen nach 
§§ 242 bis 287 und 289 des Handelsgesetzbuches zu entsprechen. 
 
1.  Geschäftsverlauf und Lage 
 
Die Große Kreisstadt Radeberg führt zur Erledigung ihrer Aufgaben, wie Grünflächenpflege, Winterdienst, 
Pflege von Biotopen, Unterhaltung von Spielplätzen, Ausbesserung von Kleinschäden an 
Gemeindestraßen, Papierkorbentleerung, Unterhaltung von Buswartehäuschen, Hausmeisterleistungen 
u. ä. Arbeiten mit Wirkung ab 01.02.1998 auf der Grundlage der Gemeindeordnung des Freistaates 
Sachsen (SächsGemO) den Eigenbetrieb Stadtwirtschaftshof als Sondervermögen der Stadt. 
 
Dem Eigenbetrieb wurden die Grundstücke, in denen er seinen Betrieb führt, als Stammkapital 
übergeben.  
 
Der Eigenbetrieb war auch im Wirtschaftsjahr 2015 für die in der Betriebssatzung bestimmten Aufgaben 
für die Stadt Radeberg tätig.  
 
Der Gesamtumsatz war um 80.415,68 € geringer als im Planansatz. 
 
Die größten Defizite gibt es im Bereich des Winterdienstes. In diesem Bereich wurden witterungsbedingt 
nur 25,7 % der Leistungen abgerufen. Die Planvorgaben konnten nicht erfüllt werden. Im Bereich des 
Hauptamtes wurden 54,2 % der Leistungen nicht abgerufen. Durch die milde Witterung wurden im 
Bereich der Grünflächenpflege 26 % Mehrleistungen erbracht als im Plan vorgesehen.    
 
 
2. Rentabilitätsverhältnisse 
 
Der Eigenbetrieb erhebt für seine satzungsmäßig festgelegten Aufgaben Leistungsentgelte als 
Stundensätze und Fahrzeugkosten. Für 2015 konnten für die Stadt folgende Leistungen erbracht werden: 
 

Plan [€] Ergebnis [€] Abweichung [€]

Grünflächenpflege (inkl. Kriegsgräber) 431.350 543.597,73 112.247,73

Unterhaltung öffentlicher Verkehrsflächen 93.500 98.973,02 5.473,02

Winterdienst Straßen/Gehwege 208.000 53.519,82 -154.480,18

Reinigung/Beleuchtung 27.000 24.277,00 -2.723,00

Einzelaufträge Bauamt 0 14.905,16 14.905,16

Hausmeisterleistung an Schulen 171.580 164.306,63 -7.273,37

Hauptamt ohne Schulen (+Schloß) 38.480 20.861,97 -17.618,03

Ordnungsmaßnahmen 43.650 38.386,90 -5.263,10

Liegenschaften/Wifö 8.750 2.082,50 -6.667,50

Leistungen für den EigB Abwasserentsorgung der 
Stadt Radeberg 40.000 26.763,14 -13.236,86

Summe Haushalt der Stadt + Eig AW 1.062.310 987.673,87 -74.636,13

Leistungen an Dritte 20.000 14.220,45 -5.779,55  
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Insgesamt konnten 74.636,13 € weniger Leistungen für die Stadt Radeberg erbracht werden. 
Diese Differenz entsteht hauptsächlich durch nicht benötigte Winterdienstleistungen (Differenz von 
154.480,18 € zum Plan) sowie durch nicht abgeforderten Materialeinsatz der einzelnen Ämter. Die 
Leistungserbringung für das Hauptamt sowie den Eigenbetrieb Abwasserentsorgung lagen auch unter 
den Planzahlen.  
  
Im Wirtschaftsjahr 2015 konnte der Stadtwirtschaftshof 92,8 % der geplanten Aufgaben/Aufträge der 
Stadt Radeberg erfüllen. Die Umsätze gegenüber dem Vorjahr konnten um 11,3 % erhöht werden. 
Hauptgrund für die Steigerung des Umsatzes ist die Erhöhung des Stundensatzes von 28,55 € auf 33,-- € 
zum 01.01.2015. Die Erhöhung des Stundensatzes um 15,6 % ist nicht gleichlaufend mit der Steigerung 
des Umsatzes. Der Umsatz konnte nur um 11,3 % gesteigert werden. Gründe hierfür sind z. B. der Abbau 
von Überstunden im Wert von 3.827,29 € sowie der geringere Materialverbrauch in Höhe von 9.365,43 €.    
 
Das Wirtschaftsjahr endet mit einem Jahresüberschuss in Höhe von 37.639,72 €.  
 
 
3. Investitionsgeschehen 
 
Das Ergebnis der Investitionen in 2015 wird in folgender Übersicht dargestellt: 
 

Benennung Plan [€] Ist [€] Abweichung [€] Bemerkung 
 
Pfau Unijet 2.5 GP 4 WD mit 
Schiebeschild u. Sonderaufbau für 
Mülltransport  

   
48.500,00 32.727,26 -15.772,74 

 

Grünpflegetechnik 5.000,00 3.011,74 -1.988,26  
GWG bis 410 € 2.000,00 2.194,78 194,78  
        
Summe 55.500,00 37.933,78 -17.566,22  
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4. Liquiditäts-, Finanz- und Ertragslage 
 
Die Finanzierung erfolgte auf der Grundlage des mit Stadtratsbeschluss Nr. SR192-2014 am 10.11.2014 
festgesetzten Wirtschaftsplanes.  
 
Im Erfolgsplan waren Erträge von 1.102.810,00 € und Aufwendungen von 1.080.840,00 € vorgesehen. 
Der geplante Jahresgewinn betrug 21.970,00 €. Der zahlungswirksame Überschuss in Höhe von 
83.970,00 € sollte für Investitionen verwendet werden.  
 
Im Liquiditätsplan waren Ausgaben von 55.500,00 € für Investitionen geplant. 
 
Für die Liquidität des Eigenbetriebes wurde der Höchstbetrag für Kassenkredite mit 200.000,00 € 
festgesetzt, der nicht beansprucht wurde. 
 
Abrechnung Erfolgsplan  
 
In der nachfolgenden Tabelle werden der Plan und das Ergebnis gegenübergestellt und die 
Auswirkungen sichtbar gemacht: 
 

Plan 2015 Ist 2015
EUR EUR EUR %

Umsatzerlöse 1.082.310,00 1.001.894,32 -80.415,68 -7,4
Sonstige betriebliche Erträge 19.500,00 20.777,84 1.277,84 6,6
Summe Erlöse 1.101.810,00 1.022.672,16 -79.137,84 -7,2

Materialaufwand
Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe -75.000,00 -60.905,40 14.094,60 -18,8
Aufwendungen für bezogene Leistungen -20.000,00 -17.258,53 2.741,47 -13,7

-95.000,00 -78.163,93 16.836,07 -17,7
Personalaufwand
Löhne und Gehälter -680.640,00 -663.949,16 16.690,84 -2,5
soziale Abgaben und Aufwendungen für 
Altersversorgung und für Unterstützung -18.120,00 -19.005,31
Bundesfreiwilligendienst 0,00 0,00 0,00
Beiträge Berufsgenossenschaft -4.000,00 -4.154,50 -154,50 3,9

-702.760,00 -687.108,97 16.536,34 -2,4
Abschreibungen auf immaterielle 
Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und 
Sachanlagen -62.000,00 -38.886,78 23.113,22 -37,3
Sonstige betrieblichen Aufwendungen -219.200,00 -178.928,43 40.271,57 -18,4
Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 1.000,00 86,04 -913,96 -91,4
Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0,00 -20,24 -20,24
Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 23.850,00 39.649,85 15.799,85 66,2

Sonstige Steuern -1.880,00 -2.010,13 -130,13 6,9

Gesamterträge 1.102.810,00 1.022.758,20 -80.051,80 -7,3
Gesamtaufwendungen -1.080.840,00 -985.118,48 95.721,52 -8,9

Jahresüberschuss (+)/Jahresverlust (-) 21.970,00 37.639,72 15.669,72 71,3

Abweichungen

 
 
Die nicht benötigten Leistungen im Bereich des Winterdienstes in Höhe von 154.480,18 € trugen dazu 
bei, dass der geplante Jahresumsatz nicht erreicht wurde. 
 
Die betrieblichen Aufwendungen waren um 3.950,44 € geringer als im Vorjahr und um 40.271,57 € 
niedriger als der Planansatz. Der niedrigere Heizölpreis ergab Einsparungen in Höhe von 3.317,47 €. Bei 
den Fahrzeugkosten (Benzin, Diesel, Reparaturen etc.) wurden 6.753,25 € weniger verbraucht als 
geplant. Die geplanten Leistungen für die Unterhaltung von Räumen und Bauten in Höhe von 12.000,00 € 
wurden nicht beauftragt, da der Neubau des Bauhofes am Bruno-Thum-Weg beschlossen wurde. Es 
wurden nur Arbeiten im Rahmen des Arbeitsschutzes und der Unfallsicherung durchgeführt.  
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Liquiditätsrechnung (gem. § 10 SächsEigBVO) 
 
An der nachfolgenden Tabelle wird das Ergebnis dem Plan gegenübergestellt und die Abweichungen 
begründet: 

Plan 2015 Ist 2015

EUR EUR
21.970+       37.639,72+      Periodenergebnis vor außerordentlichen Posten
62.000+       38.886,78+      Abschreibungen (+)/Zuschreibungen (-) auf Gegenstände des Anlagevermögens

0 0,00 Gewinn (-) /Verlust (+) aus dem Abgang von Gegenständen des Anlagevermögens
0 17.118,37+      Zunahme (-) /Abnahme (+) der Vorräte, der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 

sowie anderer Aktiva, die nicht der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen 
sind 

0 2.272,61-         Zunahme (+) /Abnahme (-) der Rückstellungen
0 832,08-            Zunahme (+) /Abnahme (-) der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sowie 

anderer Passiva, die nicht der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind 

Ein- (+) und Auszahlungen aus außerordentlichen Posten
83.970+       90.540,18+      Mittelzu-/ Mittelabfluss aus der laufenden Geschäftstätigkeit

55.500-        37.933,78-       Auszahlungen (-) für Investitionen in das Sachanlagevermögen
55.500-        37.933,78-       Mittelzu-/ Mittelabflus aus der Investitionstätigkeit

0 0,00 Mittelzu-/ Mittelabflus aus der Finanzierungstätigkeit

28.470+       52.606,40+      Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds 

62.561+       1.629,09-         Finanzmittelfonds am Anfang der Periode
91.031+       50.977,31+      Finanzmittelfonds am Ende der Periode

 
Der geplante Gewinn wurde um 15.669,72 € übererfüllt.    
 
Die Abschreibungen fielen um 23.113,22 € niedriger aus als im Planansatz. Bei der 
Abschreibungsvorschau wurde die Abschreibung des Waschplatzes mit geplant. Dieser wurde jedoch im 
Jahresabschluss 2014 komplett abgeschrieben. Die Mittel für Investitionen wurden nicht voll 
ausgeschöpft, da wir bei der Beschaffung des Fahrzeuges mit Müllaufbau ein anderes, kostengünstigeres 
Modell erworben haben.     
 
5. Erläuterungen zu Bilanzpositionen 
5.1 Grundstücke 
 
Die Bilanzposition Anlagevermögen ist untergliedert in Immaterielle Vermögensgegenstände und 
Sachanlagen.  
 
Das Sachanlagevermögen Grundstücke mit Bauten, das die bebauten Flurstücke am Dammweg 2 und 
Straße des Friedens 16 ausweist, entwickelte sich durch auf die Geschäftsbauten entfallende 
Abschreibungen in Höhe von 5.562,00 € zum Stand 01.01.2015 von 259.645,59 € auf 254.083,59 € zum 
Stand 31.12.2015. 
 
5.2  Eigenkapital 
 
Das Eigenkapital hat sich im Wirtschaftsjahr 2015 gegenüber dem Vorjahr positiv verändert.  
 
Das Eigenkapital wird in folgender Übersicht dargestellt: 
 

Stand 31.12.2015 Stand 31.12.2014
EUR EUR

Stammkapital 608.739,75 608.739,75
Gewinnvortrag -150.479,84 0,00
Jahresüberschuss/-fehlbetrag 37.639,72 -150.479,84
Eigenkapital 495.899,63 458.259,91
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5.3  Rückstellungen 
 
Die Rückstellungen werden in folgender Übersicht dargestellt: 
 
  

01.01.2015 
Inanspruchnah

me 
 

Auflösung 
 

Zuführung 
 

31.12.2015 

 € € € € € 

      

Personalbereich:      

• ausstehender Urlaub 5.105,00 5.105,00 0,00 7.079,68 7.079,68 

• Überstunden 4.835,00 4.835,00 0,00 1.007,71 1.007,71 

• Jubiläumszuwendungen 1.286,00 0,00 0,00 0,00 1.286,00 

• Berufsgenossenschaft 420,00 91,83 328,17 100,00 100,00 

 11.646,00 10.031,83 328,17 8.187,39 9.473,39 

      

übrige:      

• Abschlusskosten 6.440,00 6.309,98 130,02 6.440,00 6.440,00 

• Prüfungskosten 4.960,00 4.829,98 130,02 4.960,00 4.960,00 

• Aufbewahrungspflichten 1.450,00 0,00 0,00 0,00 1.450,00 

• ausstehende Eingangsrechnungen 1.200,00 1.090,22 109,78 1.100,00 1.100,00 

 14.050,00 12.230,18 369,82 12.500,00 13.950,00 

  
25.696,00 

 
22.262,01 

 
697,99 

 
20.687,39 

 

23.423,39 

 
 
6.          Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 
6.1  Umsatzerlöse 
 
Die Umsatzerlöse sind gegenüber dem Plan um 80.415,68 € niedriger ausgefallen. Das Jahresergebnis 
liegt mit 37.639,72 € um 15.669,72 € über dem Plan.  
 
Die Begründung zu den Abweichungen in den einzelnen Bereichen wird unter Punkt 2. erläutert. 
 
6.2  Personalaufwand 
6.2.1 Löhne und Gehälter 
 
Im Jahresdurchschnitt waren inklusive des Betriebsleiters 17 fest angestellte Mitarbeiter im 
Stadtwirtschaftshof beschäftigt.  
Der Krankenstand von 251 Tagen war gegenüber dem Vorjahr um 23 Tage niedriger. 
In der oben genannten Summe nicht enthalten, ist die Ausfallzeit von 185 Tagen eines langzeiterkrankten 
Mitarbeiters. 
 

2015 2014
[€] [€]

Grundentgelt Beschäftigte TVöD 551.773,64 538.245,08
Besitzstandszulage / Kind TVöD 5.642,50 5.458,00
Zuschläge 1.566,85 1.219,32
Überstunden -3.110,72 2.325,00
Zwischensumme 555.872,27 547.247,40

Aufwandsentschädigungen 1.227,12 1.227,12
Löhne "Sozialer Tag" 0,00 80,00
Vermögenswirksame Leistungen 505,40 472,15
Jubiläumszuwendungen 0,00 89,00
Zwischensumme 1.732,52 1.868,27

Gesamtsumme 557.604,79 549.115,67  
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6.2.2 Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung 
 

2015 2014
soziale Abgaben: [€] [€]
Krankenkassenbeiträge 106.087,02 103.981,07
Beiträge zur Berufsgenossenschaft 4.154,50 4.066,76
Zuschuss Krankengeld 48,00 24,58
Freiwillige soziale Aufwendungen 209,35 19,66
Zwischensumme 110.498,87 108.092,07

Aufwendungen für Altersvorsorge:
Zusatzbeitrag Versorgungskasse für Beschäftigte 22.915,89 21.796,04
Umlage Zusatzversorgungskasse für Beschäftigte 6.874,75 6.538,86
Pauschale Lohnsteuer 593,00 556,84
Sonstige 79,80 79,80
Eigenanteil Zusatzbeitrag Versorgungskasse für 
Beschäftigte -11.458,13 -10.897,99

Zwischensumme 19.005,31 18.073,55

Gesamtsumme 129.504,18 126.165,62

Davon für Altersversorgung 19.005,31 17.963,22  
 
Vorgänge nach Ende des Wirtschaftsjahres  
 
Nach Ende des Wirtschaftsjahres sind keine Änderungen und Vorgänge von Bedeutung eingetreten. 
 
 
7.          Ausblicke und Risikobetrachtung   
7.1        Risikobetrachtung 
 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt werden folgende Risiken gesehen. 
 

1. Das vorhandene Wirtschaftsgebäude, die Fahrzeughalle sowie alle anderen baulichen Anlagen 
auf dem Grundstück Dammweg 2 sind in einem sanierungsbedürftigen Zustand. 
Arbeitsschutztechnische, emissionsschutzrechtliche und bauliche Anforderungen werden nicht 
erfüllt. 
Mit Beschluss SR010-2015 vom 25.03.2015 wurde der Neubau des Stadtwirtschaftshofes am 
Standort Bruno-Thum-Weg (Stadtgut) beschlossen. 

 
2. Die derzeitige Nutzung eines zweiten Standortes am Bruno-Thum-Weg zur Lagerung des 

Streugutes für den Winterdienst, die Unterstellung der Winterdiensttechnik und die Nutzung als 
Grünschnittlagerplatz erfordert längere Anfahrtszeiten und damit unproduktive Mehrkosten.  

       
3. Mit durchschnittlich 14,7 Krankheitstagen pro Mitarbeiter haben wir eine Verbesserung zum 

Vorjahr zu verzeichnen. Durch unser breites Aufgaben- und Tätigkeitsspektrum sind die 
Mitarbeiter hohen physischen und vor allem im Verkehrsbereich und Winterdienst auch 
psychischen Belastungen ausgesetzt. Die Arbeit im Freien bei jeder Witterung stellt ein erhöhtes 
Risiko für Erkrankungen jeglicher Art dar. Das Durchschnittsalter unserer Mitarbeiter von 50 
Jahren erhöht das Risiko für Arbeitsausfälle, welche durch die schwere körperliche Tätigkeit 
verursacht werden. 

 
4. Die in Radeberg und den Ortsteilen im Rahmen von Gebäudeabriss, Neubau oder Rekonstruktion 

geschaffenen Grünanlagen gehen nach Beendigung der Pflegeverträge in die Zuständigkeit des 
Stadtwirtschaftshofes über. Der Leistungsumfang sowie die Art der Leistungen werden sich in den 
nächsten Jahren ändern. Dabei werden die Arbeiten zur Unterhaltung und Pflege der Anlagen 
umfangreicher.   

 
5. Wie auch in den Vorjahren blieb die Kennzahl für den Winterdienst und den damit verbundenen 

Arbeiten zur Straßeninstandsetzung ein nicht planbarer Bestandteil unseres Leistungsumfanges.  
  



 Anlage 4 

 Blatt 7 
 

7.2        Ausblicke:  
 

1. Auch weiterhin wird die Pflege, Unterhaltung sowie Rekonstruktion der Grünflächen, die 
Unterhaltung der Straßen und baulichen Nebenanlagen sowie der Unterhalt von 
Verkehrsanlagen Hauptbestandteil unserer Aufgaben sein. Die Hausmeisterleistungen in 6 
Schulen (inkl. 4 Turnhallen) sowie die Betreuung von 14 Spielplätzen gehört ebenso zu unserem 
Aufgabenbereich.    
 

2. Die Erprobung/Umsetzung neuer Pflegetechniken bei der Unterhaltungspflege der 
innerstädtischen Grünanlagen dient in erster Linie der Einsparung von Leistungspotentialen. 
Dabei ist zu beachten, dass weder die Optik noch Nutzbarkeit der Grünflächen eingeschränkt 
werden. 
 

3. Die kontinuierliche Erneuerung unserer Bestandstechnik ist Hauptziel unserer 
Investitionsplanung. Hierbei stehen Fahrzeuge, Maschinen und Geräte im Vordergrund, die 
unseren Anforderungen am besten entsprechen und auch neue Techniken bei der 
Grünanlagenpflege zulassen. Die ganzjährige Nutzung eines Fahrzeuges, somit auch im 
Winterdienst, ist Hauptauswahlkriterium.     

        
4. Die Weiterbildung unserer Mitarbeiter sowie regelmäßige Nachschulungen zu vorhandenen 

Ausbildungen werden wir weiter fortführen. Die Neuregelung von Gesetzen steigert die 
Anforderung zu Nachschulungen und dem Erwerb von Sachkundenachweisen.  
 

5. Hauptaufgabe bei der Motivation unserer Mitarbeiter bleibt eine umfassende, vorausschauende 
Planung und Organisation der bestehenden Arbeitsaufgaben. Nur so können wir die 
Leistungsfähigkeit jedes Einzelnen erhalten und fördern. Die Arbeitsbedingungen und das 
Arbeitsumfeld sollen schrittweise verbessert werden, um Voraussetzungen für die geforderte 
Flexibilität zu schaffen. Möglichkeiten der Abwechslung im Arbeitsalltag sollen genutzt werden, 
um die körperlichen Anstrengungen so gering wie nötig zu halten.  
 

6. Die Schaffung von arbeitserleichternden Prozessen mit der einhergehenden Technisierung der 
Arbeiten bleibt weiter in unserem Blickfeld und soll kontinuierlich ausgebaut werden. 
 

7. Mit dem Beschluss zum Neubau des Stadtwirtschaftshofes am Standort Bruno-Thum-Weg wird 
ein seit Jahren notwendiger Schritt getan, um den arbeitsschutzrechtlichen und bautechnischen 
Anforderungen eines Bauhofes gerecht zu werden.  
 

 
 
 
Radeberg, den 08.07.2016 
 
 
 
K.Nötzoldt 
Betriebsleiterin 
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Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

 

 

Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie 

Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des Eigenbetriebs 

Stadtwirtschaftshof der Stadt Radeberg für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2015 bis 

31. Dezember 2015 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und 

Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, den ergänzenden 

landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung liegen in der 

Verantwortung der Betriebsleitung des Eigenbetriebs. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage 

der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 

Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 

 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 32 Abs. 1 und 2 SächsEigBVO 

unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 

durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den 

Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 

Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, 

mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 

die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des 

Eigenbetriebs sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 

Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 

Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf 

der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten 

Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung sowie die 

Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 

Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung 

bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.  
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 

Jahresabschluss des Eigenbetriebs Stadtwirtschaftshof der Stadt Radeberg für das Geschäftsjahr 

vom 1. Januar 2015 bis 31. Dezember 2015 den handelsrechtlichen Vorschriften, den 

ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung 

und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 

Eigenbetriebs. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt 

ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs und stellt die Chancen und Risiken der 

zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Dresden, den 8. Juli 2016 

Warth & Klein Grant Thornton AG 

Wi rtschaftsprüfungsgesell schaft 

Wirtschaftsprüfer 
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Eigenbetrieb Stadtwirtschaftshof der Stadt Radeberg 

 

Darstel lung der rechtl ichen und steuerl ichen Verhältnisse 

 

Recht l iche Verhältnisse 

 

Name  Eigenbetrieb Stadtwirtschaftshof der Stadt Radeberg 

Gründung  28. Januar 1998 mit Wirkung zum 1. Februar 1998 

Sitz  Radeberg 

Anschrift  Dammweg 2, 01454 Radeberg 

Satzung  vom 28. Januar 1998, erste Änderung vom 27. Januar 1999, 
zuletzt geändert am 30. November 2001 

Geschäftsjahr  Kalenderjahr 

Gegenstand des Unternehmens  Der Eigenbetrieb ist in erster Linie Dienstleistungsbetrieb für 
die große Kreisstadt Radeberg. 

Zweck des Eigenbetriebes ist die dauerhafte und 
unmittelbare Durchführung von Dienstleistungen für die 
Große Kreisstadt Radeberg, wie Grünflächenpflege, 
Winterdienst, Pflege von Biotopen, Ausbesserung von 
Kleinschäden an Gemeindestraßen, Papierkorbentleerung, 
Unterhaltung von Buswartehäuschen, Beschilderung mit 
Verkehrszeichen und Straßennamensschildern sowie 
Hausmeistertätigkeiten u.ä. Arbeiten. 

Der Eigenbetrieb kann alle seinen Betriebszweck fördernde 
oder ihn wirtschaftlich berührenden Geschäfte betreiben. 
Darüber hinaus können Dienstleistungen sowie Aufgaben für 
Dritte angeboten werden. 

Stammkapital  EUR 608.739,75 

Das Stammkapital besteht aus den übertragenen 
Sachanlagen zum Zeitpunkt 1. Februar 1998 abzüglich des 
am 1. Oktober 2014 beschlossenen Verlustausgleichs in 
Höhe von EUR 36.198,08. 

Der Eigenbetrieb ist finanzwirtschaftlich als Sondervermögen 
der Großen Kreisstadt Radeberg zu verwalten. 

 

Organe  Stadtrat, 

  Betriebsausschuss, 

  Bürgermeister und 

  Betriebsleiter 
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Betriebsleitung Frau Katja Nötzoldt (seit 1. August 2008) 

Der Betriebsleiter vertritt den Eigenbetrieb in 
Rechtsgeschäften, ist verantwortlich für die Betriebsführung 
und hat den Bürgermeister in wichtigen Angelegenheiten zu 
informieren. Die Aufgaben des Betriebsleiters sind in § 4 der 
Satzung geregelt. 

Stadtrat  Der Stadtrat entscheidet gemäß § 7 der Betriebssatzung 
über 

• Angelegenheiten des Eigenbetriebes, soweit nicht der 
Bürgermeister, der Betriebsausschuss oder der 
Betriebsleiter zuständig sind; 

• die Wahl des Betriebsleiters und Bestellung der 
Mitglieder des Betriebsausschusses; 

• die wesentliche Erweiterung, Einschränkung oder 
Aufhebung des Eigenbetriebes, die Beteiligung des 
Eigenbetriebes an wirtschaftlichen Unternehmen 
sowie den Beitritt zu Zweckverbänden und Austritt an 
diesen; 

• die Feststellung des Jahresabschlusses, die 
Verwendung des Jahresgewinns und die Behandlung 
des Jahresverlustes; 

• die Entlastung der Betriebsleitung; 
• die Gewährung von Darlehen der Stadt an den 

Eigenbetrieb oder des Eigenbetriebes an die Stadt. 

Zum Bilanzstichtag gehören dem Stadtrat an: 

Oberbürgermeister: 
• Herr Gerhard Lemm 

Mitglieder: 
• 26 Stadträte 

Betriebsausschuss  Die folgenden Aufgaben des Betriebsausschusses gemäß § 5 
der Betriebssatzung nimmt der Technische Ausschuss der 
Stadt Radeberg wahr: 

• Beratung aller Angelegenheiten und Beschluss über 
Aufgaben und Grundsätze der betrieblichen 
Organisation des Eigenbetriebes, soweit nicht der 
Stadtrat zuständig ist; 

• Vorberatung der Stadtratsbeschlüsse; 
• Vergabe von planmäßigen Ausgaben im Rahmen des 

Wirtschaftsplanes, soweit der Betrag im Einzelfall 
mehr als EUR 10.000,00, aber nicht mehr als 
EUR 31.000,00 beträgt; 

• Zustimmung zu Mehrausgaben von mehr als EUR 
2.000,00, aber nicht mehr als EUR 6.000,00 im 
Einzelfall, wenn das Volumen des Wirtschaftsplanes 
dabei eingehalten wird; 

• Überwachung des Betriebsleiters. 

 

 

 

  

 

 



Anlage 6 
Blatt 3 

Bürgermeister Gemäß § 8 der Betriebssatzung entscheidet der 
Bürgermeister in dringenden Angelegenheiten, deren 
Erledigung nicht aufgeschoben werden kann, anstelle des 
Stadtrates oder des Betriebsausschusses. Die Gründe und 
die Art der Erledigung sind dem Stadtrat oder dem 
Betriebsausschuss unverzüglich mitzuteilen. 

Der Bürgermeister kann dem Betriebsleiter Weisungen 
erteilen, um die ordnungsgemäße Führung des 
Eigenbetriebes sicher zu stellen. 

Der Bürgermeister ist Dienstvorgesetzter und oberste 
Dienstbehörde der beim Eigenbetrieb beschäftigten 
Bediensteten. 

Wesentliche Beschlüsse im 
Wirtschaftsjahr 

 Technischer Ausschuss vom 8. September 2015 
• Bestätigung des Kaufs eines Kleintransporters 

Stadtratssitzung vom 28. Oktober 2015  
• Feststellung des Jahresabschlusses zum 

31. Dezember 2014 
• Vortrag des Jahresverlustes in voller Höhe auf neue 

Rechnung 
• Entlastung der Betriebsleitung für das 

Wirtschaftsjahr 2013 

Stadtratssitzung vom 25. November 2015 
• Festsetzung des Wirtschaftsplanes für das 

Haushaltsjahr 2016 

Nach dem Abschlussstichtag gab es keine wesentlichen Veränderungen der rechtlichen 

Verhältnisse. 

 

Steuerl iche Verhältnisse 

 

Als juristische Person des öffentlichen Rechts unterliegt die Stadt Radeberg nur mit ihren 

Betrieben gewerblicher Art der Körperschaft-, Umsatzsteuer- und der Gewerbesteuerpflicht. 

Der Eigenbetrieb „Stadtwirtschaftshof der Stadt Radeberg“ wird als Eigenbetrieb der Stadt 

Radeberg geführt. Der Eigenbetrieb erfüllt hoheitliche Aufgaben. 

Die erbrachten hoheitlichen Leistungen sind nicht umsatzsteuerbar, die vereinzelt erbrachten 

nicht hoheitlichen Leistungen sind umsatzsteuerbar und mangels Steuerbefreiung 

umsatzsteuerpflichtig. 

Nach dem Abschlussstichtag gab es keine wesentlichen Veränderungen der steuerlichen 

Verhältnisse.  
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Eigenbetrieb Stadtwirtschaftshof der Stadt Radeberg 

Aufgliederung und Erläuterung aller Posten des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2015 

Im Rahmen unserer Beauftragung wurden wir gebeten, die vom Eigenbetrieb erstellte Summen- 

und Saldenliste aufzugliedern und als Anlage in unseren Prüfungsbericht aufzunehmen. Sie 

unterlag im Rahmen unseres risikoorientierten Prüfungsansatzes unserer Prüfung. Anhaltspunkte, 

die uns zur Ausdehnung unseres Prüfungsumfangs hätten Veranlassung geben können, ergaben 

sich nicht. 

Zu den angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden der einzelnen Posten der Bilanz 

und der Gewinn- und Verlustrechnung verweisen wir auf die Angaben im Anhang (Anlage 3). 
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1. Einzelbesprechung der Posten der Bilanz zum 31. Dezember 2015 

AKTIVA 

A. Anlagevermögen  EUR 444.306,30 

 (31. Dezember 2014: EUR 445.259,30) 

Die Entwicklung des Anlagevermögens vom 1. Januar 2015 bis zum 31. Dezember 2015 gemäß 

§ 29 Abs. 2 SächsEigBVO i. V. m. § 268 Abs. 2 HGB ist in der Anlage 3.2 zum Prüfungsbericht 

dargestellt.  

 

I. Immaterielle Vermögensgegenstände EUR 2,00 

 (31. Dezember 2014: EUR 2,00) 

II. Sachanlagen  EUR 444.304,30 

 (31. Dezember 2014: EUR 445.257,30) 

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten 
 einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken EUR 254.083,59 

 (31. Dezember 2014: EUR 259.645,59) 

Zusammensetzung: 

2015 2014

EUR EUR

Stand 1. Januar 259.645,59 267.698,59

Abschreibungen 5.562,00-             8.053,00-             

Stand 31. Dezember 254.083,59 259.645,59
 

 

2. andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung EUR 190.220,71 

 (31. Dezember 2014: EUR 185.611,71) 

Zusammensetzung: 

2015 2014

EUR EUR

Stand 1. Januar 185.611,71 172.013,73

Zugänge 37.933,78+          51.027,24+          

Abgänge 0,00                     10,02 -                 

Abschreibungen 33.324,78 -          37.419,24 -          

Stand 31. Dezember 190.220,71 185.611,71
 

Bei den Zugängen handelt es sich im Wesentlichen um die Anschaffung eines LKW. 
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B. Umlaufvermögen  EUR 90.781,96 

 (31. Dezember 2014: EUR 57.034,07) 

I. Vorräte   EUR 18.144,15 

 (31. Dezember 2014: EUR 16.794,23) 

 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe EUR 18.144,15 

 (31. Dezember 2014: EUR 16.794,23) 

 

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände EUR 21.660,50 

 (31. Dezember 2014: EUR 40.128,79) 

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen EUR 21.285,81 

 (31. Dezember 2014: EUR 39.827,52) 

Zusammensetzung: 

31.12.2015 31.12.2014

EUR EUR

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 21.500,81 40.229,82

Pauschalwertberichtigung 215,00-                402,30-                

21.285,81 39.827,52
 

 

2. sonstige Vermögensgegenstände EUR 374,69 

 (31. Dezember 2014: EUR 301,27) 

Zusammensetzung: 

31.12.2015 31.12.2014

EUR EUR

Kautionen 250,00 250,00

Forderungen soziale Sicherheit 87,24 0,00

Forderungen aus Schrotterlösen 37,45 0,00

debitorische Kreditoren 0,00 51,27

374,69 301,27
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III. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten EUR 50.977,31 

 (31. Dezember 2014: EUR 111,05) 

Zusammensetzung: 

31.12.2015 31.12.2014

EUR EUR

Kassenbestand 81,48 111,05

Guthaben bei Kreditinstituten 50.895,83 0,00

50.977,31 111,05
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PASSIVA 

A. Eigenkapital  EUR 495.899,63 

 (31. Dezember 2014: EUR 458.259,91) 

I. Gezeichnetes Kapital EUR 608.739,75 

 (31. Dezember 2014: EUR 608.739,75) 

II. Verlustvortrag  EUR - 150.479,84 

 (31. Dezember 2014: EUR 0,00) 

III. Jahresüberschuss (Vj. Jahresfehlbetrag) EUR 37.639,72 

 (31. Dezember 2014: EUR -150.479,84) 

 

B. Rückstellungen  EUR 23.423,39 

 (31. Dezember 2014: EUR 25.696,00) 

 sonstige Rückstellungen EUR 23.423,39 

 (31. Dezember 2014: EUR 25.696,00) 

Zusammensetzung: 

Inanspruch-

01.01.2015 nahme Auflösung Zuführung 31.12.2015

EUR EUR EUR EUR EUR

Abschlusskosten 6.440,00 6.309,98 130,02 6.440,00 6.440,00

ausstehender Urlaub 5.105,00 5.105,00 0,00 7.079,68 7.079,68

Prüfungskosten 4.960,00 4.829,98 130,02 4.960,00 4.960,00

Überstunden 4.835,00 4.835,00 0,00 1.007,71 1.007,71

Aufbewahrungspflichten 1.450,00 0,00 0,00 0,00 1.450,00

Jubiläumszuwendungen 1.286,00 0,00 0,00 0,00 1.286,00

ausstehende Eingangsrechnungen 1.200,00 1.090,22 109,78 1.100,00 1.100,00

Berufsgenossenschaft 420,00 91,83 328,17 100,00 100,00

25.696,00 22.262,01 697,99 20.687,39 23.423,39
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C. Verbindlichkeiten EUR 15.765,24 

 (31. Dezember 2014: EUR 18.337,46) 

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten EUR 0,00 

 (31. Dezember 2014: EUR 1.740,14) 

2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen EUR 7.306,79 

 (31. Dezember 2014: EUR 5.423,40) 

 

3. sonstige Verbindlichkeiten EUR 8.458,45 

 (31. Dezember 2014: EUR 11.173,92) 

Zusammensetzung: 

31.12.2015 31.12.2014

EUR EUR

Lohn- und Kirchensteuer 4.548,12 4.870,98

Umsatzsteuer laufendes Jahr 2.969,98 3.603,82

Verbindlichkeiten gegenüber der Gemeinde / anderen 

  Eigenbetrieben 912,83 0,00

Verbindlichkeiten gegen Personal 27,52 0,00

Umsatzsteuer Vorjahr 0,00 2.699,12

8.458,45 11.173,92
 

 

HAFTUNGSVERHÄLTNISSE 

Zum Bilanzstichtag bestehen auskunftsgemäß keine ausweispflichtigen Haftungsverhältnisse im 

Sinne des § 251 HGB. Wir haben keine gegenteiligen Feststellungen getroffen. 
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2. Einzelbesprechung der Posten der Gewinn- und Verlustrechnung  

für die Zeit vom 1. Januar 2015 bis zum 31. Dezember 2015 

 

1. Umsatzerlöse  EUR 1.001.894,32 

 (2014: EUR 899.860,89) 

Zusammensetzung: 

2015 2014

EUR EUR

Leistungen an die Stadt Radeberg

  Bauamt 735.272,73 640.170,49

  Schulen 164.306,63 141.681,36

  Ordnungsamt 38.386,90 42.044,03

  Eigenbetrieb Abwasserentsorgung 26.763,14 36.012,36

  Hauptamt ohne Schulen 20.861,97 19.030,05

  Liegenschaften/Wirtschaftsförderung 2.082,50 3.346,50

Leistungen an fremde Dritte

  Dienstleistungen 14.047,19 17.275,30

  Abfallverwertung (Schrott) 148,05 300,80

  Verkäufe 25,21 0,00

1.001.894,32 899.860,89
 

 

2. Gesamtleistung  EUR 1.001.894,32 

 (2014: EUR 899.860,89) 

3. sonstige betriebliche Erträge EUR 20.777,84 

 (2014: EUR 20.259,84) 

a) ordentliche betriebliche Erträge EUR 19.601,37 

 (2014: EUR 19.782,82) 
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 sonstige ordentliche Erträge EUR 19.601,37 

 (2014: EUR 19.782,82) 

Zusammensetzung: 

2015 2014

EUR EUR

Mieten umsatzsteuerpflichtig 9.140,64 9.522,09

Pacht Hanitzsch & Wolf 7.868,88 7.868,88

Mieten umsatzsteuerfrei 2.591,85 2.391,85

19.601,37 19.782,82
 

b) Erträge aus der Herabsetzung der Pauschalwertberichtigung 

 zu Forderungen  EUR 187,30 

 (2014: EUR 0,00) 

c) Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen EUR 697,99 

 (2014: EUR 104,43) 

d) sonstige Erträge im Rahmen der gewöhnlichen  

 Geschäftstätigkeit EUR 291,18 

 (2014: EUR 372,59) 
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4. Materialaufwand  EUR 78.163,93 

 (2014: EUR 68.798,50) 

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und 
für bezogene Waren EUR 60.905,40 

 (2014: EUR 53.105,06) 

Zusammensetzung: 

2015 2014

EUR EUR

Materialverbrauch für die Große Kreisstadt Radeberg

  Bauamt 48.048,02 31.895,13

  Ordnungsamt 8.595,54 7.630,74

  Schulen 4.833,38 4.433,32

Materialverbrauch für fremde Dritte 580,26 140,77

  Hauptamt ohne Schulen 198,12 158,85

  Liegenschaften / Wirtschaftsförderung 0,00 86,21

  Eigenbetrieb Abwasserentsorgung 0,00 19,52

Bestandsveränderung 1.349,92-         8.740,52

60.905,40 53.105,06
 

 

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen EUR 17.258,53 

 (2014: EUR 15.693,44) 

Zusammensetzung: 

2015 2014

EUR EUR

Fremdleistungen für die Große Kreisstadt Radeberg 17.258,53 14.580,89

Fremdleistungen für fremde Dritte 0,00 1.112,55

17.258,53 15.693,44
 

 



Anlage  7 
Blatt 10 

 
5. Personalaufwand  EUR 687.108,97 

 (2014: EUR 675.281,29) 

a) Löhne und Gehälter EUR 557.604,79 

 (2014: EUR 549.115,67) 

Zusammensetzung: 

2015 2014

EUR EUR

Grundentgelt Beschäftigte TVöD 551.773,64 538.245,08

Besitzstandzulage / Kind TVöD 5.642,50 5.458,00

Aufwandsentschädigungen 1.227,12 1.227,12

Zuschläge 1.566,85 1.219,32

Vermögenswirksame Leistungen 505,40 472,15

Jubiläumszuwendungen 0,00 89,00

Löhne für "Sozialer Tag" 0,00 80,00

Krankengeldzuschüsse 0,00 0,00

Überstunden 3.110,72-         2.325,00

557.604,79 549.115,67
 

 

b) soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und 
für Unterstützung EUR 129.504,18 

 (2014: EUR 126.165,62) 

Zusammensetzung: 

2015 2014

EUR EUR

Gesetzliche Sozialaufwendungen 106.087,02 103.981,07

ZVK-Zusatzbeitrag für Beschäftigte 22.915,89 21.796,04

Beihilfe ZVK-Umlage für Beschäftigte 6.874,75 6.538,86

Beiträge zur Berufsgenossenschaft 4.154,50 4.066,76

pauschale Lohnsteuer 593,00 556,84

freiwillige soziale Aufwendungen, lohnsteuerfrei 209,35 19,66

Aufwendungen für Altersversorgung 79,80 79,80

Zuschüsse Krankengeld 48,00 24,58

ZVK-Eigenanteil Beschäftigte 11.458,13-       10.897,99-       

129.504,18 126.165,62
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6. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände 
des Anlagevermögens und Sachanlagen EUR 38.886,78 

 (2014: EUR 141.998,39) 

Zusammensetzung: 

2015 2014

EUR EUR

Abschreibungen auf Sachanlagen 10.506,74 10.319,77

Abschreibungen auf Kfz 20.623,26 26.923,33

Abschreibungen auf Gebäude 5.562,00 8.053,00

Sofortabschreibung GWG 2.194,78 176,14

außerplanmäßige Abschreibungen auf Sachanlagen 0,00 96.526,15

38.886,78 141.998,39
 

Die außerplanmäßigen Abschreibungen betrafen im Vorjahr den Waschplatz, welcher aufgrund 

des Fundes von teerhaltigen Schadstoffen im Untergrund des Betriebsgeländes nicht fertiggestellt 

wurde. 

 

7. sonstige betriebliche Aufwendungen EUR 178.928,43 

 (2014: EUR 182.878,87) 

a) ordentliche betriebliche Aufwendungen EUR 176.257,64 

 (2014: EUR 180.542,96) 

aa) Raumkosten  EUR 13.569,54 

 (2014: EUR 17.358,81) 

Zusammensetzung: 

2015 2014

EUR EUR

Heizung 7.976,35 11.293,82

Gas, Strom, Wasser 3.023,35 3.208,40

Reinigung 2.124,81 1.847,68

Instandhaltung betrieblicher Räume 295,03 695,21

Miete unbewegliche Wirtschaftsgüter 150,00 300,00

sonstige Raumkosten 0,00 13,70

13.569,54 17.358,81
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ab) Versicherungen, Beiträge und Abgaben EUR 2.324,94 

 (2014: EUR 2.263,45) 

ac) Reparaturen und Instandhaltungen EUR 13.872,30 

 (2014: EUR 20.539,10) 

Zusammensetzung: 

2015 2014

EUR EUR

Betriebs- und Geschäftsausstattung 9.099,20 16.003,04

Wartungskosten für Hard- und Software 2.717,19 1.405,26

Bauten 960,06 2.665,28

andere Anlagen 736,83 0,00

sonstige Reparaturen / Instandhaltung 359,02 465,52

13.872,30 20.539,10
 

ad) Fahrzeugkosten  EUR 61.246,75 

 (2014: EUR 53.144,70) 

Zusammensetzung: 

2015 2014

EUR EUR

Kfz-Reparaturen 32.105,05 22.705,92

laufende Betriebskosten 19.755,60 21.577,79

Kfz-Versicherungen 8.324,65 7.035,14

Ersatzteile für Kfz 156,01 527,86

sonstige Kfz-Kosten 905,44 1.297,99

61.246,75 53.144,70
 

ae) Werbe- und Reisekosten EUR 216,61 

 (2014: EUR 164,40) 

af) Kosten der Warenabgabe EUR 3.478,31 

 (2014: EUR 964,04) 
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ag) verschiedene betriebliche Kosten EUR 81.549,19 

 (2014: EUR 86.108,46) 

Zusammensetzung: 

2015 2014

EUR EUR

Mieten für Geräte und Einrichtungen Große Kreisstadt 26.910,78 19.034,60

Mietleasing bewegliche Wirtschaftsgüter 18.869,76 33.374,51

Abschluss- und Prüfungskosten 11.400,00 11.400,00

sonstiger Betriebsbedarf 6.441,55 6.060,86

Lohnabrechnungskosten 5.406,00 5.227,50

Dienst- und Schutzbekleidung 2.283,38 1.638,77

Telefon 2.225,00 2.265,47

Fortbildungskosten 1.886,03 1.119,60

Werkzeuge und Kleingeräte 1.420,87 1.188,80

Steuererklärungskosten 1.100,00 1.200,00

externe EDV-Kosten 837,79 832,80

Nebenkosten des Geldverkehrs 629,45 630,96

Bürobedarf 567,28 404,96

Zeitschriften, Bücher 416,02 403,91

Abwasser und Niederschlagswasser 392,67 441,95

Aufwand Abraum- / Abfallbeseitigung 304,33 169,71

Porto 208,89 82,93

übrige sonstige betriebliche Aufwendungen 150,00 371,05

Steuerberatungsleistungen 99,39 260,08

81.549,19 86.108,46
 

b) Verluste aus dem Abgang von Gegenständen des  

 Anlagevermögens EUR 0,00 

 (2014: EUR 10,02) 

c) Verluste aus Wertminderungen oder aus dem Abgang von 

 Gegenständen des Umlaufvermögens und Einstellungen in  

 die Wertberichtigung zu Forderungen EUR 566,52 

 (2014: EUR 52,58) 

d) sonstige Aufwendungen im Rahmen der gewöhnlichen  

 Geschäftstätigkeit EUR 2.104,27 

 (2014: EUR 2.273,31) 
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8. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge EUR 86,04 

 (2014: EUR 324,08) 

9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen EUR 20,24 

 (2014: EUR 0,17) 

10. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit EUR 39.649,85 

 (2014: EUR -148.512,41) 

11. sonstige Steuern  EUR 2.010,13 

 (2014: EUR 1.967,43) 

12. Jahresüberschuss (Vj. Jahresfehlbetrag) EUR 37.639,72 

 (2014: EUR -150.479,84) 
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Fragenkatalog nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz 
 

 

I. Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 
 
Fragenkreis 1:   

Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie  
individualisierte Offenlegung der Organbezüge  
 
a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für 

die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus 
schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Ge-
schäfts- sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen die-
se Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns?  

 
Die Aufgabenverteilung zwischen Stadtrat, Bürgermeister, Betriebsausschuss und Betriebsleiterin 
ist insbesondere in der Betriebssatzung geregelt und entspricht den gesetzlichen Vorschriften. 

Ein Geschäftsverteilungsplan existiert nicht, da nur eine Betriebsleiterin bestellt ist. Gemäß Be-
triebssatzung besteht ein Betriebsausschuss, der an den wesentlichen Entscheidungsprozessen 
beteiligt ist. Die Aufgaben des Betriebsausschusses werden durch den Technischen Ausschuss 
der Stadt Radeberg wahrgenommen. 

Die Verteilung der Aufgaben sowie die Einbindung des Betriebsausschusses sind sachgerecht. 
 
b)  Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und 

wurden Niederschriften hierüber erstellt?  

Im Wirtschaftsjahr 2015 fanden zwei Stadtratssitzungen und zwei Sitzungen des Betriebsaus-
schusses bezüglich des Stadtwirtschaftshofes Radeberg statt. Die Sitzungen des Stadtrates und 
des Betriebsausschusses werden protokolliert. Auszüge aus den Niederschriften der Sitzungen 
liegen vor. 

c)  In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 3 
AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?  

Frau Katja Nötzoldt (Betriebsleiterin) ist nach den uns erteilten Auskünften nicht in Aufsichtsrä-
ten oder anderen Kontrollgremien tätig. 

d)  Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) 
individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt 
nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger 
Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet?  

Die Organe des Eigenbetriebs sind der Stadtrat, der Betriebsausschuss, die Betriebsleitung und 
der Oberbürgermeister.  

Eine Angabe der Bezüge der Betriebsleiterin ist im Anhang enthalten. Erfolgsbezogene Kompo-
nenten sind nicht vereinbart. Der Betriebsausschuss erhielt im Wirtschaftsjahr 2015 eine Auf-
wandsentschädigung aus dem Haushalt der Stadt gemäß der Entschädigungssatzung der Stadt 
Radeberg. Der Eigenbetrieb wird aufgrund des Aufwand-Nutzen-Verhältnisses nicht belastet. 
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II. Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 
 

Fragenkreis 2:  

Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen  

 
a)  Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-

plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkei-
ten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprü-
fung?  

Ein Organisationsplan in Form eines Organigramms liegt angesichts der überschaubaren Ver-
hältnisse nicht vor. Durch die Betriebsleiterin werden die Tätigkeitsschwerpunkte der Mitarbeiter 
mit den entsprechenden Zuständigkeiten und Befugnissen festgelegt. Darüber hinaus gelten die 
Dienstanweisungen der Stadt Radeberg auch für den Eigenbetrieb. 

Die Einhaltung der Dienstanweisungen ist regelmäßig im Rahmen der örtlichen Prüfung des Ei-
genbetriebes zu prüfen. Der Prüfbericht über die örtliche Prüfung für das Wirtschaftsjahr 2014 
lag uns vor. Beanstandungen waren nicht zu verzeichnen. 

b)  Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan ver-
fahren wird?  

Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. 

 
c)  Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und 

dokumentiert?  

Derartige Vorkehrungen sind bereits in der Eigenbetriebssatzung in der Form getroffen worden, 
dass der Betriebsausschuss und der Stadtrat das Handeln der Betriebsleitung überwachen. Zu-
stimmungsbedürftige Geschäfte sind ebenfalls in der Eigenbetriebssatzung geregelt. 

Die Prüfung der Angemessenheit oder Wirksamkeit der eingerichteten Maßnahmen war nicht 
Gegenstand unseres Prüfungsauftrages. 

d)  Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei-
dungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personal-
wesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, 
dass diese nicht eingehalten werden?  

Es gibt entsprechende Richtlinien in der Betriebssatzung, die den Bedürfnissen des Eigenbetrie-
bes entsprechen. Nach unserer stichprobenweisen Prüfung (z. B. Kauf eines Kleintransporters) 
wird danach verfahren. 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. Grundstücks-
verwaltung, EDV)?  

Die Originalverträge des Eigenbetriebes werden bei der Betriebsleitung verwaltet und abgelegt.  

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung haben sich keine Anhaltspunkte auf eine nicht ord-
nungsgemäße Dokumentation der Verträge ergeben. Alle im Rahmen der Abschlussprüfung an-
geforderten Verträge konnten uns vorgelegt werden. 
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Fragenkreis 3:   

Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling  

 

a)  Entspricht das Planungswesen – auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-
schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Pro-
jekten – den Bedürfnissen des Eigenbetriebes?  

Der Wirtschaftsplan besteht gemäß § 16 SächsEigBVO aus Erfolgsplan, Liquiditätsplan, Finanz-
planung und Stellenübersicht, deren konkreter Inhalt sich aus den §§ 17 bis 21 SächsEigBVO 
ergibt. 

Grundlage aller Führungsentscheidungen bilden der bestätigte Wirtschaftsplan des Berichtsjahres 
sowie entsprechende Folgepläne einschließlich einer mittelfristigen Planung. 

Der Wirtschaftsplan des Jahres 2015 umfasst entsprechend den Regelungen der SächsEigBVO 
einen detaillierten Erfolgs- und Liquiditätsplan, einen Investitions- sowie Finanzplan und einen 
Stellenplan. Das Planungswesen entspricht auch hinsichtlich des Planungshorizonts und der 
Fortschreibung der Daten den Bedürfnissen des Eigenbetriebes. Der Wirtschaftsplan 2016 wurde 
am 25. November 2015 beschlossen. 

b)  Werden Planabweichungen systematisch untersucht?  

Die Plan-Ist-Vergleiche werden von der Betriebsleiterin aufgrund der von der Buchhaltung er-
stellten Plan-Ist-Vergleiche durchgeführt und auftretende Abweichungen untersucht. Entspre-
chend den Gestaltungsmöglichkeiten wird auf die Erreichung der Planziele Einfluss genommen. 
Die Betriebsleiterin berichtet bei Planabweichungen in den Gremien über deren Ursachen und 
erarbeitet erforderlichenfalls Gegenmaßnahmen. 

c)  Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und 
den besonderen Anforderungen des Eigenbetriebes? 

Das Rechnungswesen entspricht den Anforderungen des Eigenbetriebes. Eine Kostenrechnung 
ist angesichts des ausreichend detaillierten Kontenplans und des tatsächlichen Geschäftsumfangs 
entbehrlich und auch nicht eingerichtet. 

Die Bücher des Eigenbetriebes sind ordnungsgemäß geführt. Die Belegfunktion ist erfüllt. Die 
Buchführung entspricht nach unseren Feststellungen den gesetzlichen Vorschriften. 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden nach den Vorschriften des dritten Buches des 
HGB für große Kapitalgesellschaften aufgestellt. 

d)  Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende Li-
quiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?  

Die Liquidität des Eigenbetriebes wird durch die Betriebsleiterin und die Stadtverwaltung Rade-
berg regelmäßig überwacht. Eine Kreditüberwachung besteht nicht, da der Stadtwirtschaftshof 
Radeberg keine Kredite in Anspruch nimmt. 

Wir haben bei unserer Prüfung keine Feststellungen getroffen, dass das Finanzmanagement nicht 
den Anforderungen des Eigenbetriebs entspricht. 
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e)  Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und ha-
ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht ein-
gehalten worden sind?  

Ein zentrales Cash-Management besteht nicht. 

f)  Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt wer-
den? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forde-
rungen zeitnah und effektiv eingezogen werden?  

Durch den bestehenden Abrechnungsmodus und das bestehende Mahnwesen ist sichergestellt, 
dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden. Mit der Stadt Radeberg sind 
angemessene Abschlagszahlungen über entsprechende Verträge vereinbart.  

g)  Entspricht das Controlling den Anforderungen des Eigenbetriebes/Konzerns und 
umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/ Konzernbereiche?  

Eine Planstelle für Controlling besteht beim Eigenbetrieb nicht. Controllingaufgaben werden 
weitestgehend von der Betriebsleitung wahrgenommen und umfassen alle wesentlichen Leis-
tungsbereiche des Eigenbetriebs. In der Dienstanweisung „Risikomanagement in Eigenbetrieben 
der Stadt Radeberg“ sind auch die Erfordernisse zum Controlling aufgeführt, welche den Anfor-
derungen des Stadtwirtschaftshofes Radeberg entsprechen. 

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Über-
wachung der Tochtergesellschaften und der Gesellschaften, an denen eine wesent-
liche Beteiligung besteht?  

Beteiligungen an anderen Unternehmen bestehen nicht. 

 

Fragenkreis 4:   
Risikofrüherkennungssystem  

 

a)  Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale defi-
niert und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken 
rechtzeitig erkannt werden können?  

Ein eigenes, separat dokumentiertes Risikofrüherkennungssystem für den Stadtwirtschaftshof 
Radeberg existiert nicht. Es besteht eine Dienstanweisung der Stadt Radeberg „Risikomanage-
ment in Eigenbetrieben der Stadt Radeberg“. Diese Anweisung definiert Frühwarnsignale und 
gibt Maßnahmen vor, die bei Überschreitungen von bestimmten Grenzen durchzuführen sind. 
Somit können bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt werden. 
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b)  Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? 
Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt wer-
den?  

Die im Eigenbetrieb betriebene Risikovorsorge ist grundsätzlich geeignet, Risiken frühzeitig zu 
erkennen und geeignete Maßnahmen zu ergreifen. Im Rahmen unserer Abschlussprüfung haben 
sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden. 

Im Übrigen verweisen wir auf unsere Antworten zur Frage a). 

c)  Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?  

Die getroffenen Maßnahmen werden insbesondere in den Beschlussvorlagen und Niederschriften 
der Sitzungsprotokolle ausreichend dokumentiert. 

 
d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit 

dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen 
abgestimmt und angepasst?  

Eine kontinuierliche Anpassung an sich verändernde Verhältnisse wird auskunftsgemäß im Be-
darfsfall durch die Betriebsleiterin sichergestellt. Seit Februar 2004 war eine Anpassung der 
Dienstanweisung jedoch nicht erforderlich. 
 
Fragenkreis 5:  

Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate  

 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finan-
zinstrumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten 
schriftlich festgelegt? Dazu gehört:  

•  Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden?  

•  Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen 
Beträgen eingesetzt werden? 

•  Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und 
in welchem Umfang dürfen offene Posten entstehen?  

•  Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z.B. ob bestimmte Strategien 
ausschließlich zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchge-
führt werden dürfen (z.B. antizipatives Hedging)?  

b)  Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kredit-
konditionen und zur Risikobegrenzung?  

c)  Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes In-
strumentarium zur Verfügung gestellt insbesondere in Bezug auf.  

•  Erfassung der Geschäfte  

•  Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse  

•  Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung  

•  Kontrolle der Geschäfte?  
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d)  Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende 
Derivatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung ge-
zogen?  

e)  Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen?  

f)  Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf 
die offenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen gere-
gelt?  

Der Eigenbetrieb Stadtwirtschaftshof der Stadt Radeberg setzt auskunftsgemäß und nach unseren 
Feststellungen keine Finanzinstrumente im Sinne des Fragenkreises 5 ein. Insofern entfällt eine 
gesonderte Beantwortung des Fragenkreises. 
 

Fragenkreis 6:  

Interne Revision  

 

a)  Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne 
Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese 
Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?  

Der Eigenbetrieb verfügt über keine eigene Innenrevision. Der Eigenbetrieb wird jedoch örtlich 
im Hinblick auf die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften und der Beschlüsse des Stadtrates 
sowie auf die Angemessenheit der Vergütungen von Leistungen, Lieferungen und Leihgeldern 
zwischen dem Eigenbetrieb und der Stadt geprüft. Der entsprechende Prüfungsbericht für das 
Jahr 2014 liegt uns vor. 

 

b)  Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unterneh-
men/Konzern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten?  

Wir verweisen auch auf unsere Ausführungen unter Punkt a) dieses Fragenkreises. Die Gefahr 
von Interessenkonflikten ist nicht erkennbar. 

c)  Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revisi-
on/Konzernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich mitei-
nander unvereinbare Funktionen (z.B. Trennung von Anweisung und Vollzug) or-
ganisatorisch getrennt sind? Wann hat die Interne Revision das letzte Mal über 
Korruptionsprävention berichtet? Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte 
vor?  

Wir verweisen auch auf unsere Ausführungen unter Punkt a) dieses Fragenkreises.  

d)  Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer ab-
gestimmt?  

Wir verweisen auch auf unsere Ausführungen unter Punkt a) dieses Fragenkreises. 
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e)  Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und 
um welche handelt es sich?  

Wir verweisen auch auf unsere Ausführungen unter Punkt a) dieses Fragenkreises. 

f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der In-
ternen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revisi-
on/Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen?  

Wir verweisen auch auf unsere Ausführungen unter Punkt a) dieses Fragenkreises. 
 

III. Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 

 

Fragenkreis 7:   

Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung,  
Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwa-
chungsorgans  
 
 
a)  Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa-

chungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht 
eingeholt worden ist?  

Es haben sich im Rahmen unserer stichprobenartigen Prüfungshandlungen keine Anhaltspunkte 
ergeben, dass die vorherige Zustimmung des zuständigen Überwachungsorgans zu zustim-
mungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt worden ist. 

b)  Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über-
wachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?  

Es erfolgte keine Kreditgewährung an Mitglieder der Betriebsleitung oder der Überwachungsor-
gane. 

c)  Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maß-
nahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen 
vorgenommen worden sind (z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?  

Bei unserer Prüfung haben wir nicht festgestellt, dass derartige Maßnahmen vorgenommen wor-
den sind. 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit 
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüs-
sen des Überwachungsorgans übereinstimmen?  

Derartige Anhaltspunkte haben sich im Rahmen unserer Prüfung nicht ergeben. 
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Fragenkreis 8:  

Durchführung von Investitionen  

 

a)  Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, 
immaterielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung 
auf Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?  

Der Liquiditätsplan im Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes ist Grundlage für Investitionsent-
scheidungen. Eine Überprüfung vor Realisierung auf Rentabilität, Wirtschaftlichkeit, Finanzier-
barkeit und Risiken wird auskunftsgemäß vorgenommen. 

b)  Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preiser-
mittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Prei-
ses zu ermöglichen (z.B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Be-
teiligungen)?  

Im Rahmen unserer Jahresabschlussprüfung haben sich keine Hinweise ergeben, dass Unterlagen 
nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises, der Verkaufserlöse 
und der Anschaffungskosten zu ermöglichen. Vergleichsangebote werden eingeholt. 

c)  Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen lau-
fend überwacht und Abweichungen untersucht?  

Die Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen werden laufend über-
wacht, Abweichungen werden untersucht. Eine diesbezügliche Übersicht ist in dem als Anlage 4 
beigefügten Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2015 enthalten. 

d)  Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen erge-
ben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?  

Bei abgeschlossenen Investitionen haben sich keine wesentlichen Überschreitungen ergeben. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge 
nach Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?  

Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach Aus-
schöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden. 

 

Fragenkreis 9:  

Vergaberegelungen 

a)  Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z.B. 
VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?  

Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. 
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b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurren-
zangebote (z.B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 

Auftragsvergaben erfolgen grundsätzlich auf der Basis von Ausschreibungen. Bei Geschäften, die 
nicht den Vergaberegelungen unterliegen, werden Konkurrenzangebote eingeholt. Im Jahr 2015 
unterlagen die Investitionen nicht den Vergaberegelungen. Es erfolgte ein Preis- und Qualitäts-
vergleich, der u.a. in den jeweiligen Beschlussvorlagen dokumentiert ist. 
 

Fragenkreis 10:   

Berichterstattung an das Überwachungsorgan  

 

a)  Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?  

Dem Überwachungsorgan wird regelmäßig zum Wirtschaftsplan sowie zu der Feststellung des 
Jahresabschlusses Bericht erstattet. Ansonsten erfolgt die Berichterstattung im Bedarfsfall. Am 
30. Juni 2015 erfolgte ein Zwischenbericht an den Technischen Ausschuss. 

b)  Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des 
Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/ 
Konzernbereiche?  

In den Auszügen der Niederschriften zu den Sitzungen des Betriebsausschusses sind keine detail-
lierten Ausführungen zur wirtschaftlichen Lage des Eigenbetriebes enthalten. Die wirtschaftliche 
Lage geht jedoch aus den Beschlussvorlagen hervor. Es wird empfohlen, zu Beginn jeder Sitzung 
Soll-Ist-Vergleiche durchzuführen. 

c)  Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeit-
nah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ord-
nungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen 
oder wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet?  

Auskunftsgemäß gab es keine wesentlichen Vorfälle, über die das Überwachungsorgan außerhalb 
der regelmäßigen Berichte über den Geschäftsverlauf zu unterrichten war. 

d)  Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan 
auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?  

Eine besondere Berichterstattung erfolgte auskunftsgemäß nicht und ging aus den uns vorliegen-
den Auszügen aus den Sitzungsprotokollen auch nicht hervor. 

e)  Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90 AktG 
oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?  

Nein, derartige Anhaltspunkte konnten im Rahmen unserer Prüfung nicht festgestellt werden. 
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f)  Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? 
Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungs-
organ erörtert?  

Eine D&O-Versicherung wurde auskunftsgemäß nicht abgeschlossen. 

g)  Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-
chungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan of-
fen gelegt worden?  

Auskunftsgemäß sind keine Interessenkonflikte der Mitglieder der Betriebsleitung oder des Über-
wachungsorgans gemeldet worden, die dem Überwachungsorgan unverzüglich hätten offengelegt 
werden müssen. 

 
IV. Untersuchung der Vermögens- und Finanzlage 

 

Fragenkreis 11:   

Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven  

 

a)  Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermö-
gen?  

Nach unseren Erkenntnissen besteht kein wesentliches nicht betriebsnotwendiges Vermögen.  

b)  Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?  

Die Bestände zeigen am Bilanzstichtag keine Auffälligkeiten. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu 
den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Ver-
mögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird?  

Während unserer Abschlussprüfung haben sich solche Sachverhalte nicht ergeben. 
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Fragenkreis 12:  

Finanzierung  

 

a)  Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen 
zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investi-
tionsverpflichtungen finanziert werden?  

Die Kapitalstruktur besteht im Wesentlichen aus internen Finanzierungsquellen. Die Eigenkapi-
talquote beträgt zum 31. Dezember 2015 92,7 %. Am Abschlussstichtag bestanden keine wesent-
lichen Investitionsverpflichtungen. 

b)  Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der 
Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?  

Es liegt kein Konzern vor. 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich 
Garantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die 
damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wur-
den?  

An den Eigenbetrieb wurden im Wirtschaftsjahr 2015 keine Finanz-/Fördermittel einschließlich 
Garantien der öffentlichen Hand ausgereicht. 

 

Fragenkreis 13:   

Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung  

 

a)  Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapital-
ausstattung?  

Der Eigenbetrieb verfügt über eine sehr gute Eigenkapitalausstattung. 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) 
mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?  

Der Eigenbetrieb schließt das Wirtschaftsjahr 2015 mit einem Jahresüberschuss in Höhe von 
TEUR 37,6 ab. 
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V. Untersuchung der Ertragslage 

 

Fragenkreis 14:   

Rentabilität/Wirtschaftlichkeit  

 

a)  Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens /Konzerns nach Segmen-
ten/Konzernunternehmen zusammen?  

Die Geschäftstätigkeit des Eigenbetriebes Stadtwirtschaftshof der Stadt Radeberg ist nicht nach 
Segmenten unterteilt. 

b)  Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?  

Im Wirtschaftsjahr 2015 entstand ein Jahresüberschuss in Höhe von TEUR 37,6.  

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leis-
tungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern 
eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden?  

Die Leistungsbeziehungen zwischen dem Eigenbetrieb und der Stadt Radeberg werden seit dem 
01. Januar 2015 auf der Grundlage einer Preisermittlung vom 06. Mai 2014 vergütet. 

Um den gestiegenen Personalkosten aufgrund von Tariferhöhungen und der allgemeinen Preis-
steigerung gerecht zu werden, wurden die Verrechnungspreise auf der Grundlage des Beschlusses 
des Technischen Ausschusses vom 6. Mai 2014 mit Wirkung zum 1. Januar 2015 erhöht. Der 
Erhöhung liegt eine Kalkulation des kostendeckenden Stundensatzes zugrunde. Bei der Kalkula-
tion wurden jedoch keine kalkulatorischen Kosten, wie die Verzinsung des Eigenkapitals, berück-
sichtigt. 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 

Der Eigenbetrieb zahlt keine Konzessionsabgaben. 

 

Fragenkreis 15:   

Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen  

a)  Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von 
Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?  

Verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung waren, gab 
es nicht. 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um 
welche Maßnahmen handelt es sich?  

Der Eigenbetrieb beendet das Wirtschaftsjahr mit einem Jahresüberschuss. 
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Fragenkreis 16:   

Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage  

 

a)  Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 

Im Berichtsjahr wurde ein Jahresüberschuss erzielt. 

b)  Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragsla-
ge des Unternehmens zu verbessern?  

Zum 1. Januar 2015 wurden die Preise angepasst. Die Bestandstechnik soll kontinuierlich erneu-
ert werden. Hierbei stehen Fahrzeuge, Maschinen und Geräte im Vordergrund, die den Anforde-
rungen des Bauhofs am besten entsprechen und auch neue Techniken bei der Grünanlagenpflege 
zulassen. 

Zu weiteren Einzelheiten der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrechnung, der Vermögenslage und 
der Ertragslage des Eigenbetriebes verweisen wir auf unsere Ausführungen im Prüfungsbericht 
über den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2015 und zum Lagebericht. 

 



Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
vom 1. Januar 2002

1. Geltungsbereich 7. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für die Verträge zwischen Wirtschafts-
prüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im nachstehenden
zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer genannt) und ihren Auftraggebern über
Prüfungen, Beratungen und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas anderes
ausdrücklich schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben
ist.

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers
(Berichte, Gutachten und dgl.) an einen Dritten bedarf der schriftlichen
Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, soweit sich nicht bereits aus dem
Auftragsinhalt die Einwilligung zur Weitergabe an einen bestimmten Dritten
ergibt.
Gegenüber einem Dritten haftet der Wirtschaftsprüfer (im Rahmen von Nr. 9)
nur, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 gegeben sind.

(2) Werden im Einzelfall ausnahmsweise vertragliche Beziehungen auch
zwischen dem Wirtschaftsprüfer und anderen Personen als dem
Auftraggeber begründet, so gelten auch gegenüber solchen Dritten die
Bestimmungen der nachstehenden Nr. 9.

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers zu
Werbezwecken ist unzulässig; ein Verstoß berechtigt den Wirtschaftsprüfer
zur fristlosen Kündigung aller noch nicht durchgeführten Aufträge des
Auftraggebers.

2. Umfang und Ausführung des Auftrages
8. Mängelbeseitigung

(1) Gegenstand des Auftrages ist die vereinbarte Leistung, nicht ein
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen
ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer ist
berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrages sachverständiger Personen
zu bedienen.

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf
Nacherfüllung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen der
Nacherfüllung kann er auch Herabsetzung der Vergütung oder
Rückgängigmachung des Vertrages verlangen; ist der Auftrag von einem
Kaufmann im Rahmen seines Handelsgewerbes, einer juristischen Person
des öffentlichen Rechts oder von einem öffentlich-rechtlichen
Sondervermögen erteilt worden, so kann der Auftraggeber die
Rückgängigmachung des Vertrages nur verlangen, wenn die erbrachte
Leistung wegen Fehlschlagens der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist.
Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf - außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen - der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.
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(3) Der Auftrag erstreckt sich, soweit er nicht darauf gerichtet ist, nicht auf
die Prüfung der Frage, ob die Vorschriften des Steuerrechts oder
Sondervorschriften, wie z. B. die Vorschriften des Preis-, Wettbewerbs-
beschränkungs- und Bewirtschaftungsrechts beachtet sind; das gleiche gilt
für die Feststellung, ob Subventionen, Zulagen oder sonstige
Vergünstigungen in Anspruch genommen werden können. Die Ausführung
eines Auftrages umfasst nur dann Prüfungshandlungen, die gezielt auf die
Aufdeckung von Buchfälschungen und sonstigen Unregelmäßigkeiten
gerichtet sind, wenn sich bei der Durchführung von Prüfungen dazu ein
Anlass ergibt oder dies ausdrücklich schriftlich vereinbart ist.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muß vom Auftraggeber
unverzüglich schriftlich geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1, die
nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf eines
Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z. B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene
Ergebnisse in Frage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch
Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der
Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

(4) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Aufklärungspflicht des Auftraggebers

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Prüfungen gilt die Haftungs-
beschränkung des § 323 Abs. 2 HGB.

(2) Haftung bei Fahrlässigkeit, Einzelner Schadensfall

Falls weder Abs. 1 eingreift noch eine Regelung im Einzelfall besteht, ist die
Haftung des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit
Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und
Gesundheit, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Schadensfall gem.
§ 54 a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt; dies gilt auch dann, wenn
eine Haftung gegenüber einer anderen Person als dem Auftraggeber
begründet sein sollte. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfaßt sämtliche Folgen einer
Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in
mehreren aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt
mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun
oder Unterlassen als einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden
Angelegenheiten miteinander in rechtlichem oder wirtschaftlichem
Zusammenhang stehen. In diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis
zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf
das Fünffache der Mindestversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich
vorgeschriebenen Pflichtprüfungen.

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, daß dem Wirtschaftsprüfer auch
ohne dessen besondere Aufforderung alle für die Ausführung des Auftrages
notwendigen Unterlagen rechtzeitig vorgelegt werden und ihm von allen
Vorgängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung
des Auftrages von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen,
Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des
Wirtschaftsprüfers bekannt werden.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die
Vollständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der gegebenen Auskünfte
und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formulierten schriftlichen
Erklärung zu bestätigen.
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4. Sicherung der Unabhängigkeit

Der Auftraggeber steht dafür ein, daß alles unterlassen wird, was die Unab-
hängigkeit der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährden könnte. Dies gilt
insbesondere für Angebote auf Anstellung und für Angebote, Aufträge auf
eigene Rechnung zu übernehmen.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Hat der Wirtschaftsprüfer die Ergebnisse seiner Tätigkeit schriftlich darzu-
stellen, so ist nur die schriftliche Darstellung maßgebend. Bei Prüfungsauf-
trägen wird der Bericht, soweit nichts anderes vereinbart ist, schriftlich
erstattet. Mündliche Erklärungen und Auskünfte von Mitarbeitern des
Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten Auftrages sind stets unverbindlich.

(3) Ausschlußfristen

Ein Schadensersatzanspruch kann nur innerhalb einer Ausschlußfrist von
einem Jahr geltend gemacht werden, nachdem der Anspruchsberechtigte
von dem Schaden und von dem anspruchsbegründenden Ereignis Kenntnis
erlangt hat, spätestens aber innerhalb von 5 Jahren nach dem anspruchs-
begründenden Ereignis. Der Anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb einer
Frist von sechs Monaten seit der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung
Klage erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen
wurde.

6. Schutz des geistigen Eigentums des Wirtschaftsprüfers

Der Auftraggeber steht dafür ein, daß die im Rahmen des Auftrages vom
Wirtschaftsprüfer gefertigten Gutachten, Organisationspläne, Entwürfe,
Zeichnungen, Aufstellungen und Berechnungen, insbesondere Massen- und
Kostenberechnungen, nur für seine eigenen Zwecke verwendet werden.

Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu machen, bleibt unberührt.
Die Sätze 1 bis 3 gelten auch bei gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen mit
gesetzlicher Haftungsbeschränkung.
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10 Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Eine nachträgliche Änderung oder Kürzung des durch den
Wirtschaftsprüfer geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen
Abschlusses oder Lageberichts bedarf, auch wenn eine Veröffentlichung
nicht stattfindet, der schriftlichen Einwilligung des Wirtschaftsprüfers. Hat der
Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein Hinweis
auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lagebericht
oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schriftlicher
Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen.
Weitere Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in
steuerlichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom
Auftraggeber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als
richtig und vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für
Buchführungsaufträge. Er hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm
festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfaßt nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, daß der Wirtschaftsprüfer hierzu
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Falle hat der
Auftraggeber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen
wesentlichen Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig
vorzulegen, daß dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit
zur Verfügung steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfaßt die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden
Tätigkeiten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer,
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der
Vermögensteuererklärungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger, für die Besteuerung
erforderlicher Aufstellungen und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern
c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den

unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher
Vereinbarungen die unter Abs. 3 d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert
zu honorieren.

(5) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer,
Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und
Vermögensteuer sowie aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer,
sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf Grund eines besonderen
Auftrages. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z. B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer,
Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der
Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen
und

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit
Umwandlung, Verschmelzung, Kapitalerhöhung und -herabsetzung,
Sanierung, Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters,
Betriebsveräußerung, Liquidation und dergleichen.

(6) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzuges wird nicht
übernommen.

12. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze verpflichtet, über
alle Tatsachen, die ihm im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für den
Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, gleichviel, ob es
sich dabei um den Auftraggeber selbst oder dessen Geschäftsverbindungen
handelt, es sei denn, daß der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprüfer darf Berichte, Gutachten und sonstige
schriftliche Äußerungen über die Ergebnisse seiner Tätigkeit Dritten nur mit
Einwilligung des Auftraggebers aushändigen.

(3) Der Wirtschaftsprüfer ist befugt, ihm anvertraute personenbezogene
Daten im Rahmen der Zweckbestimmung des Auftraggebers zu verarbeiten
oder durch Dritte verarbeiten zu lassen.

13. Annahmeverzug und unterlassene Mitwirkung des Auftraggebers

Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Wirtschaftsprüfer
angebotenen Leistung in Verzug oder unterläßt der Auftraggeber eine ihm
nach Nr. 3 oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der Wirtschaftsprüfer
zur fristlosen Kündigung des Vertrages berechtigt. Unberührt bleibt der
Anspruch des Wirtschaftsprüfers auf Ersatz der ihm durch den Verzug oder
die unterlassene Mitwirkung des Auftraggebers entstandenen
Mehraufwendungen sowie des verursachten Schadens, und zwar auch
dann, wenn der Wirtschaftsprüfer von dem Kündigungsrecht keinen
Gebrauch macht.

14. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder
Honorarforderung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die
Umsatzsteuer wird zusätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse
auf Vergütung und Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner
Leistung von der vollen Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen.
Mehrere Auftraggeber haften als Gesamtschuldner.

(2) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf
Vergütung und Auslagenersatz ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig
festgestellten Forderungen zulässig.

15. Aufbewahrung und Herausgabe von Unterlagen

(1) Der Wirtschaftsprüfer bewahrt die im Zusammenhang mit der
Erledigung eines Auftrages ihm übergebenen und von ihm selbst
angefertigten Unterlagen sowie den über den Auftrag geführten
Schriftwechsel zehn Jahre auf.

(2) Nach Befriedigung seiner Ansprüche aus dem Auftrag hat der
Wirtschaftsprüfer auf Verlangen des Auftraggebers alle Unterlagen
herauszugeben, die er aus Anlaß seiner Tätigkeit für den Auftrag von diesem
oder für diesen erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht für den Schriftwechsel
zwischen dem Wirtschaftsprüfer und seinem Auftraggeber und für die
Schriftstücke, die dieser bereits in Urschrift oder Abschrift besitzt. Der
Wirtschaftsprüfer kann von Unterlagen, die er an den Auftraggeber
zurückgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen und zurückbehalten.

16. Anzuwendendes Recht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden
Ansprüche gilt nur deutsches Recht.
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